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Für eine neue WTO-Runde
Die letzte multilaterale Handelsrunde – die Uruguay-
Runde – wurde im April 1994 abgeschlossen. Die Umsetzung
der in diesem Rahmen unterzeichneten Abkommen begann
1995. Unter anderem löste im selben Jahr die WTO das 
GATT ab. Seither ist ein erster Anlauf, eine neue multi-
laterale Verhandlungsrunde in Gang zu bringen, an der 
Ende 1999 in Seattle durchgeführten Ministerkonferenz 
nicht gelungen. Dies zeigt, dass die Liberalisierung des 
Handelsaustausches in Schritten erfolgt und Ausdauer be-
dingt.

Fünf Gründe für eine neue Runde
Es gibt zumindest fünf wesentliche Gründe, weshalb mög-
lichst bald eine neue WTO-Runde eröffnet werden sollte:
■ Trotz der bisher im Rahmen des GATT durchgeführten

Verhandlungsrunden bleibt auf dem Weg zu einer breiten
Marktöffnung noch viel Arbeit
zu leisten. Sowohl in den Ent-
wicklungsländern wie auch in
den industrialisierten Ländern
wird der Handel nach wie vor
durch tarifäre und nicht-tarifäre
Hemmnisse erschwert.

■ Das in den WTO-Abkommen
verankerte Handelssystem hat
in gewissen Bereichen mit der
Entwicklung der Weltwirtschaft
nicht Schritt gehalten.

■ Aufgrund von Strukturproble-
men und Finanzkrisen der letz-
ten Jahre sind protektionistische
Strömungen keineswegs gebannt. Die Geschichte lehrt
uns, dass die wirksamste Methode, um die Gefahr eines
Wiederaufflammens des Protektionismus einzudämmen,
darin besteht, neue Fortschritte auf dem Weg zur Libera-
lisierung zu erzielen. Zudem kann schon die Eröffnung 
einer neuen Verhandlungsrunde positive Signale an die
Wirtschaftsakteure aussenden und zu einer allgemeinen
weltwirtschaftlichen Erholung beitragen.

■ Die Anzahl und die Bedeutung der regionalen Gruppie-
rungen (EU, NAFTA, Mercosur, Asean usw.) haben zu-
genommen, und diese Gruppierungen beginnen, eigene
Wirtschaftsräume zu bilden. Regionale Wirtschaftsräume
beinhalten aber das Risiko einer wirtschaftlichen Ab-
kapselung. Das multilaterale System muss daher ein Ge-
gengewicht zu dieser Entwicklung aufbauen.

■ Die WTO-Mitglieder haben im Jahre 2000 neue Verhand-
lungen über Landwirtschaft und Dienstleistungen aufge-
nommen, deren Fortführung schwierig sein dürfte, solange
nicht umfassende Interessenausgleiche möglich sind.

Substanzielle Ziele
Aus dem Gesagten geht hervor, dass sich die nächste WTO-
Verhandlungsrunde substanzielle Ziele setzen muss. Sie sollte
vor allem die folgenden Punkte anstreben:
■ Die Liberalisierung des Handels mit Gütern und Dienstleis-

tungen ist fortzusetzen.
■ Das multilaterale Handelssystem ist zu stärken und an die

globale Wirtschaftsentwicklung anzupassen.
■ Die Integration der Entwicklungs- und Transformationslän-

der in dieses System ist zu verbessern.

Für umfassende Verhandlungen
Einzig ein umfassendes Verhandlungsprogramm kann 
diesen Zielen gerecht werden. economiesuisse unterstützt
deshalb das Konzept umfassender Verhandlungen. Ein 
weit gefasstes Programm bietet die besten Chancen, dass es 
zum gegebenen Zeitpunkt zu ausgeglichenen Verhandlungs-
ergebnissen kommt, die den Interessen aller Beteiligten 

entsprechen.
Gewichtige Gründe

sprechen für die Lancierung einer
neuen Verhandlungsrunde. Ge-
wisse Entwicklungsländer sind
diesbezüglich noch skeptisch,
da sie befürchten, die Industrie-
länder würden die Agenda mit
ihren Anliegen dominieren. In 
der Schweiz und anderswo stel-
len sich gewisse Kreise – unter 
anderem Hilfswerke und Um-
weltschutzorganisationen – gegen
neue Verhandlungen, da ihres 
Erachtens eine Liberalisierungs-

runde für die Wirtschaft der benachteiligten Länder des 
Südens nachteilige Folgen hätte. Dem sind zwei Überlegun-
gen entgegenzuhalten:
■ Zum einen zeigen zahlreiche Studien, dass die Liberalisie-

rung von Handel und Investitionen die Entwicklung för-
dert, wenn sie von einer geeigneten Wirtschaftspolitik 
begleitet wird. Sie weisen ausserdem nach, dass offene
Volkswirtschaften ein schnelleres Wachstum verzeichnen
als geschlossene Volkswirtschaften und dass das Wachstum
zu einem Abbau der Armut beiträgt. Kurz: Die Liberalisie-
rung ist ein Mittel zum Zweck und nicht ein Ziel an sich.
Sie ist ein wirksames Instrument zur Verbesserung des
Wohlstandes und zur Schaffung von Arbeitsplätzen in allen
Teilen der Welt.

■ Zum andern kann die Eröffnung einer neuen Runde 
das Wiederaufkommen protektionistischer Strömungen
zurückbinden. Bei offenen Märkten können sich die in
Schwierigkeiten befindenden Volkswirtschaften besser 
erholen als bei einer Abschottung der Märkte.
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Aussenwirtschaft

Die Liberalisierung ist 
ein wirksames Instrument 

zur Verbesserung 
des Wohlstandes und 

zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen 

in allen Teilen der Welt.



Die Interessen der Schweizer Wirtschaft
Der Erfolg der schweizerischen Unternehmen auf ausländi-
schen Märkten hängt in erster Linie von eigenen Anstrengun-
gen ab. Er setzt aber zweitens voraus, dass die Firmen hierzu-
lande über Rahmenbedingungen verfügen, die ihnen die nötige
Bewegungsfreiheit und Wettbewerbsfähigkeit verleihen. Und
drittens hängt ihr Erfolg auch vom möglichst freien Zugang 
zu den Märkten unserer Partner 
ab. Die mit der europäischen und 
globalen Wirtschaft verknüpfte
Schweiz hat ein Interesse daran,
dass sich der Handel in einem libe-
ralen und stabilen Rahmen vollzie-
hen kann. Auf europäischer Ebene
harren die bilateralen Verträge mit
der EU derzeit noch der Ratifizie-
rung und Umsetzung. Auf globaler
Ebene wird ein weiterer tarifärer
und nicht-tarifärer Liberalisie-
rungseffort unserer Wirtschaft zu-
sätzliche Impulse geben. Denn trotz
der verschiedenen, seit 1947 abge-
haltenen GATT-Verhandlungsrun-
den bestehen für den Handel mit
Gütern und Dienstleistungen nach wie vor zahlreiche Hemm-
nisse.

Die WTO-Regeln als Schutz und Sicherheitsnetz
Das Interesse der Schweiz liegt aber nicht nur in einer schritt-
weisen Fortsetzung der Liberalisierung. Die WTO ist die Hü-
terin der im Welthandel zur Anwendung kommenden Regeln.
Diese multilateralen Regeln bieten einer mittleren Handels-
nation wie der Schweiz Schutz und stellen zugleich ein Sicher-
heitsnetz für ein Land dar, das keinem Wirtschaftsblock an-
gehört. Seit einiger Zeit gefährden die Auseinandersetzungen
zwischen grossen Handelspartnern – vor allem zwischen den
USA und der EU – das WTO-Handelssystem. Die grossen
Partner prägen heute die internationalen Handelsbeziehun-
gen. Eine neue Runde bietet die Gelegenheit, gegen solche
Tendenzen anzukämpfen. In einer neuen Runde können zu-
dem die bestehenden WTO-Regeln überprüft werden. Ge-
wisse Regeln (z.B. Streitschlichtung und Antidumping) kön-
nen und sollten verbessert werden. Die Schweizer Wirtschaft
erwartet ausserdem, dass in einer solchen Runde die An-
wendung der WTO-Grundprinzipien auf die internationalen
Investitionen ausgedehnt wird.

Positionen
■ economiesuisse unterstützt das Konzept umfassender Ver-

handlungen.
■ Ein weiterer tarifärer und nicht-tarifärer Liberalisierungs-

effort wird unserer Wirtschaft zusätzliche Impulse geben.
■ Die Schweizer Wirtschaft erwartet ausserdem, dass in einer

neuen Runde die Anwendung der WTO-Grundprinzipien
auf die internationalen Investitionen ausgedehnt wird.

Europäische Integration: 
Optionen offen halten
Die Schweizer Wirtschaft zeichnet sich durch einen hohen
Verflechtungsgrad aus. Sie ist nicht nur in Europa, sondern
weltweit auf den Märkten präsent. Wichtigster Markt bleibt

Europa. 2000 gingen 58,8 Prozent
unserer Exporte in die EU.

Quantensprung in den 
Beziehungen mit der EU
Mit der Annahme der bilateralen
Verträge am 21. Mai 2000 hat 
das Schweizervolk ein deutliches
Bekenntnis zu einer engeren wirt-
schaftlichen Bindung mit der EU
abgelegt. Mit diesem Vertragswerk
bestehend aus sieben Abkommen
(Forschung, Öffentliches Beschaf-
fungswesen, Technische Handels-
hemmnisse, Landwirtschaft, Luft-
verkehr, Landverkehr und Per-
sonenverkehr) ist es gelungen, ei-

nen Quantensprung in den vertraglichen Vereinbarungen zwi-
schen der Schweiz und der EU zu erzielen. Das langjährige
Engagement der Wirtschaft für diese Verträge hat sich ge-
lohnt.

Nach der Ratifikation der Abkommen durch die
EU wird es in den kommenden Jahren darum gehen, die 
bilateralen Abkommen und die damit verbundenen neuen
Chancen optimal  zu nutzen. Der bilaterale Weg ist noch 
nicht erschöpft. Die EU möchte mit uns über die Themen 
Betrugsbekämpfung und Zinsertragsbesteuerung verhandeln.
Dazu kommen die so genannten Überbleibsel aus den 
sieben bilateralen Abkommen, für die es gegenseitige 
Absichtserklärungen gibt. Es ist aber denkbar, dass der 
bilaterale Weg eines Tages an Grenzen stossen wird. Was 
geschieht dann? Aus Sicht von economiesuisse sollen alle 
integrationspolitischen Optionen offen gehalten werden.
Dazu gehören weitere bilaterale Abkommen, EWR- und 
EU-Beitritt. Das Kriterium, woran diese Integrationsszena-
rien zu messen sind, muss aus wirtschaftlicher Sicht der 
Beitrag sein, den sie zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes
Schweiz leisten können.

economiesuisse prüft die Integrationsoptionen 
■ economiesuisse hat im November des vergangenen Jahres

einen Bericht1 veröffentlicht, der die verschiedenen Integ-
rationsszenarien unter den Gesichtspunkten Staatspolitik,
Finanz- und Steuerpolitik, Aussenwirtschaftspolitik und
Sozialpolitik genauer prüft. Die Wirtschaft setzt wesentli-
che Erwartungen in das Siebnerpaket. Beim EWR stellt
sich die Frage, ob der damit verbundene Aufwand den zu-
sätzlichen Nutzen rechtfertigen würde.

■ Die Beitrittsfrage ist ein eher politisches als ein wirtschaft-
liches Anliegen. Hier muss  geklärt werden, welche Refor-
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men in der Schweiz vorerst eingeleitet werden müssten
und welchen wirtschaftspolitischen Preis man für einen
Beitritt zu bezahlen bereit wäre. Aus Sicht der Wirtschaft
kann ein Beitritt der Schweiz zur EU nur dann zur Diskus-
sion stehen, wenn die Politik bereit ist, ein eigentliches Re-
formpaket in Angriff zu nehmen und umzusetzen. Es sollte
insbesondere die Staatsleitung und den Finanz- und Fiskal-
bereich umfassen. In diesem Zusammenhang ist die in der
Abstimmung vom 4. März 2001 mit einem Nein-Stimmen-
Anteil von 76,7 Prozent überaus deutlich abgelehnte
Volksinitiative «Ja zu Europa» zu erwähnen, die verlangte,
dass der Bundesrat unverzüglich Beitrittsverhandlungen
mit der EU aufnehme.

Positionen
■ Mit den sieben sektoriellen Abkommen ist der diskri-

minierungsfreie Zugang zum europäischen Binnenmarkt
zu weiten Teilen möglich. Noch nicht erfüllt ist die Öff-
nung der Märkte für verarbeitete Landwirtschaftspro-
dukte. Entsprechende Verhandlungen sind jedoch in Aus-
sicht gestellt. Geld- und währungspolitisch besteht zurzeit 
kein Druck in Richtung Teilnahme an der Europäischen
Währungsunion. Es darf angenommen werden, dass die
schweizerische Wirtschaft die Herausforderungen der neu
entstehenden Euro-Zone meistern wird.

■ Finanz- und fiskalpolitisch bereitet die zunehmende Ten-
denz der EU zur Harmonisierung statt zum Wettbewerb
Sorgen. Während die EU bei der Unternehmensbesteue-
rung zwar auch Positives vorzuweisen hat, ist die geplante
Richtlinie für eine grenzüberschreitende Zinsbesteuerung,
verbunden mit einer Meldepflicht ab 2010, höchst proble-
matisch. Der Druck auf die Schweiz wird in dieser Frage
zunehmen. Das schweizerische Bankkundengeheimnis ist
aber nicht verhandelbar.

■ Der Sozialbereich der EU ist aus der Sicht der Wirtschaft
wenig attraktiv. Von einem EU-weiten Arbeitsmarkt kann
derzeit noch nicht gesprochen werden. Das immer wieder
propagierte europäische Sozialmodell ist durch eine hohe
Regulierungsdichte und schwerfällige Strukturen charak-
terisiert. Die schweizerische Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik verfügt im Vergleich zur EU immer noch über namhaf-
te Vorteile, die sich für die Sozialpartner und für die ge-
samte Volkswirtschaft positiv auswirken.

■ Es stellt sich die Frage, inwieweit die Schweiz als «Dritt-
staat» in einem integrierten Europa ihre Unabhängigkeit
wahren kann. Riskiert unser Land nicht, unter den Druck
der EU zu geraten und damit zum Spielball der EU-Inte-
ressen zu werden? Diese Frage ist nicht einfach zu beant-
worten und hängt massgeblich auch von der künftigen Ge-
staltung der internationalen Handelsordnung ab. Unser
Land muss sich für eine Stärkung der für die Aussenwirt-
schaftsbeziehungen geltenden Regeln auf der europäi-
schen wie auch auf der weltweiten Ebene (WTO) ein-
setzen.

Dienstleistungshandel liberalisieren
Der weltweite Dienstleistungshandel ist immer noch weit we-
niger liberalisiert als der internationale Güterhandel. Häufige
Hindernisse sind etwa Einschränkungen für Investitionen,
Benachteiligungen bei öffentlichen Aufträgen, Hindernisse
für zeitweilige Entsendung von Mitarbeitern, Monopolstel-
lungen heimischer Unternehmen, Einschränkungen im Devi-
sentransfer, intransparente staatliche Regulierungen und an-
dere mehr. International und auf bilateraler Ebene laufen Be-
strebungen, diese Hindernisse abzubauen.

Im Rahmen der WTO brachte das GATS-Abkom-
men (Abkommen über den internationalen Handel von
Dienstleistungen) eine erste Liberalisierung, allerdings trotz
Ergänzungen durch sektorielle Abkommen immer noch sehr
eingeschränkt. Trotz des Scheiterns der Seattle-Konferenz
werden aufgrund bestehender Mandate Verhandlungen auf
technischer Ebene weitergeführt.Wie weit die für 2001 vorge-
sehene Intensivierung der Verhandlungen zu weitergehenden
Zugeständnissen für den Marktzugang führt, hängt wesentlich
davon ab, ob es gelingt, eine umfassendere WTO-Verhand-
lungsrunde zu starten.

Die Schweiz bemüht sich, auch auf bilateraler Ebe-
ne die Hindernisse abzubauen. So soll bei neuen Freihandels-
abkommen, wie bereits im Falle von Mexiko geschehen, auch
der Dienstleistungsverkehr eingeschlossen werden. Auch im
Verhältnis zur EU soll in den Anschlussverhandlungen zu den
bilateralen Abkommen eine Erweiterung der Dienstleis-
tungsliberalisierung über den im Abkommen über den freien
Personenverkehr enthaltenen Rahmen hinaus erreicht wer-
den. Die EU-Kommission will ihrerseits mit einer zweistufi-
gen Strategie die immer noch zahlreichen und hohen Hinder-
nisse für den freien Dienstleistungsverkehr im Binnenmarkt
beseitigen. Wegleitendes Prinzip soll die gegenseitige Aner-
kennung, nicht die vollständige Harmonisierung aller Vor-
schriften sein.

economiesuisse hat als Informations- und Kon-
taktforum eine Expertengruppe «Dienstleistungshandel» ge-
bildet, die rasche Information und Kontaktaufnahme mit dem
Staatssekretariat für Wirtschaft (seco), der UNICE (Union of
Industrial and Employers Confederations of Europe) und
dem «European Services Forum» (ESF) sicherstellt.

Positionen 
■ economiesuisse setzt sich für eine konsequente und um-

fassende Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs ein.
Dabei kommt dem Grundprinzip der Inländerbehand-
lung eine noch grössere Bedeutung zu als im Warenhandel,
da Dienstleistungen in vielen Fällen vor Ort erbracht 
werden.

■ Zentral ist die Reduktion von Marktzutrittsbarrieren (inkl.
Verpflichtung, während Verhandlungen keine neuen Hin-
dernisse einzuführen; so genannte «stand-still»-Klausel),
enge Begrenzung von Schutzbestimmungen (nur soweit
zur Gewährleistung der Qualität notwendig und bei gesi-
cherter Transparenz), zeitliche Begrenzung allfälliger na-
tionaler Ausnahmen und die Öffnung des öffentlichen Be-
schaffungsmarktes.
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Exportrisikogarantie
Die Exportrisikogarantie (ERG) ist das wichtigste Instrument
des Bundes für die Förderung von Exporten. Sie leistet einen
Beitrag zur Öffnung von Märkten, zur Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen, zur Erhaltung der bestehenden Arbeitsplätze, zur
Förderung der Vielfalt unserer Absatzmärkte sowie zum Aus-
bau unserer wirtschaftlichen Beziehungen.

Im Bundesgesetz über die Exportrisikogarantie ist
festgelegt, dass der Bund die Übernahme von Exportaufträgen,
bei denen der Zahlungseingang mit besonderen Risiken ver-
bunden ist, durch Gewährung einer Garantie erleichtern kann.
Als besondere Risiken gelten jene,
die sich aus längeren Fabrikations-,
Zahlungs- oder Transferfristen in
Verbindung mit politisch und wirt-
schaftlich unsicheren Verhältnissen
ergeben. Generell können jene Risi-
ken abgedeckt werden, auf die we-
der das Exportunternehmen noch
sein ausländischer Kunde Einfluss
nehmen können und die im Markt
nicht richtig oder nicht zu tragbaren
Bedingungen versichert werden
können. Die ERG wird somit nur
subsidiär eingesetzt.

Der Bund verfügt über ei-
nen finanziell unabhängigen ERG-Fonds ohne eigene Rechts-
persönlichkeit. Er verwaltet diesen Fonds und richtet einen Zins
auf jenem Teil des Vermögens aus, der nicht für die Deckung der
laufenden Bedürfnisse benötigt wird. Andererseits kann der
Bund dem Fonds die erforderlichen Mittel zur Verfügung stel-
len, die verzinst und zurückbezahlt werden. Der Garantieneh-
mer hat eine Gebühr zu entrichten. Diese bemisst sich nach den
jeweiligen Risiken sowie nach der Höhe und der Dauer der Ga-
rantie. Langfristig müssen diese Gebühren die finanzielle Unab-
hängigkeit des Fonds ermöglichen.

Ausbau der Leistungen der ERG
Aufgrund der zunehmenden Globalisierung und des immer
härter werdenden internationalen Wettbewerbs spielt die ERG
im Bereich der komparativen Vorteile eine immer bedeutende-
re Rolle. Nach Auffassung der wichtigsten potenziellen Garan-
tienehmer lassen gewisse Bestimmungen der schweizerischen
Regelung heutzutage zu wenig Spielraum, da sie unserer Ex-
portwirtschaft nicht die Möglichkeit geben, mit gleich langen
Spiessen gegen die internationale Konkurrenz anzutreten.Ver-
schiedene Absicherungsbedingungen sind restriktiver und
kostspieliger als die vergleichbaren Konditionen in anderen
Ländern. Dadurch wird die Wettbewerbsfähigkeit der schwei-
zerischen Exportunternehmen beeinträchtigt.

Im Gegensatz zu den entsprechenden Einrichtun-
gen in anderen Industriestaaten ist im Rahmen der ERG die
Zahlungsunfähigkeit und die Zahlungsverweigerung privater
Besteller nicht abgedeckt. Dieses Risiko kann nur abgesichert
werden, wenn der private Besteller eine Garantie des Staates
oder einer ermächtigten Bank in Anspruch nehmen kann. Seit
der letzten Gesetzesänderung, die auf das Jahr 1995 zurück-
geht, besteht die Möglichkeit, auch Garantien und unwiderruf-

liche Akkreditive von privaten Banken anzuerkennen,die zuvor
in den Importländern für diesen Zweck ausgewählt wurden.
Ausserdem kann das Risiko der Zahlungsunfähigkeit dieser
Banken abgesichert werden. Infolge der raschen Änderungen,
die auf internationaler Ebene eintreten, müssen die Leistungen
der ERG von nun an regelmässig überprüft werden.

Der Ausschluss des Delkredererisikos im Zusam-
menhang mit privaten Bestellern hatte bislang keine wesent-
lichen Auswirkungen, da sich der Handel mit osteuropäischen
Staaten und Entwicklungsländern auf den öffentlichen Bereich
beschränkte oder über Staatsbanken abgewickelt wurde.
Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft in diesen Ländern wird

indessen jenes Segment der Exporte
abnehmen, bei denen das Delkre-
dererisiko im Rahmen der ERG
abgesichert werden kann. Dies ist
eine Auswirkung der Privatisierung
von öffentlichen Unternehmen und
Banken, die im Rahmen der ERG 
bislang als Garanten akzeptiert wer-
den konnten.

Um diese offensichtliche
Lücke zu beseitigen, wurde im Okto-
ber 2000 im Parlament eine Motion
eingereicht, die einen Ausbau der
Leistungen der ERG verlangt. Als
Antwort auf diesen parlamentari-

schen Vorstoss soll im zweiten Quartal 2001 im Rahmen eines
Vernehmlassungsverfahrens ein Entwurf für die Revision der
Gesetzgebung vorgelegt werden.

Positionen
■ Damit die Schweizer Wirtschaft in den ausländischen

Märkten mit gleich langen Spiessen gegen ihre Hauptkon-
kurrenten antreten kann, muss die ERG Absicherungsbe-
dingungen bieten, die mit jenen der Garantiezentralen an-
derer Industrieländer vergleichbar sind.

■ Die Möglichkeit zur Abdeckung des Delkredererisikos im
Zusammenhang mit privaten Bestellern kann gerechtfer-
tigt sein, wenn gewährleistet wird, dass sie nicht zu einer
versteckten Subventionierung der Unternehmen führt, die
diese Möglichkeit nutzen.

■ Durch einen Ausbau der Leistungen darf die langfristige fi-
nanzielle Unabhängigkeit der ERG – die ihre eigenen Kos-
ten selbst tragen muss – nicht gefährdet werden. Es darf
auch keine Wettbewerbsverzerrung zum Nachteil von Ban-
ken und Versicherungen erfolgen.
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Die Entwicklungsländer 
besser integrieren
Das Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusam-
menarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 hält in 
Art. 2 als Grundsatz fest, dass diese auf der gegenseitigen 
Achtung der Rechte und Interessen
der Partner beruhen. Im Weiteren
haben die Massnahmen nach diesem
Gesetz die Verhältnisse der Partner-
länder zu berücksichtigen. Die be-
treffende bundesrätliche Botschaft
vom 19. März 1973 präzisiert dies da-
hingehend, dass die von der Schweiz
getroffenen Massnahmen der inter-
nationalen Entwicklungszusammen-
arbeit sich in den Gesamtrahmen der
schweizerischen Interessen einzufü-
gen haben. Und an anderer Stelle wird ausgeführt, dass die
Entwicklungszusammenarbeit auch uns selbst jeweils in ihrer
Art zum Vorteil gereichen darf, wenn sie etwa den interna-
tionalen wirtschaftlichen Austausch belebt und eine sinnvolle
internationale weltweite Arbeitsteilung fördert. Es gehört 
heute in gewissen Kreisen von Nichtregierungsorganisationen
(NGOs), einzelnen Parteien, aber auch in kirchlichen Gruppie-
rungen praktisch zur «political correctness», diese Grundsätze
geflissentlich zu übersehen und die Anliegen der Entwick-
lungsländer schlechthin zur Richtschnur schweizerischer Aus-
sen- und Aussenwirtschaftspolitik emporzustilisieren.

Grundsätze
■ Die schweizerische Wirtschaft hat ein grundsätzliches In-

teresse daran, dass die Entwicklungsländer sich in das
arbeitsteilige System der Weltwirtschaft integrieren und als
gleichberechtigte weltwirtschaftliche Partnerländer heran-
wachsen. Zu diesem Zweck ist es wichtig, dass den Ent-
wicklungsländern faire, offene Marktzugangsmöglichkeiten
geboten werden, insbesondere bei Produkten, bei denen sie
einen komparativen Vorteil aufweisen. Aus dieser über-
geordneten Sicht steht economiesuisse positiv zur schwei-
zerischen Entwicklungshilfe mit ihrem vielseitigen Instru-
mentarium.

■ Ob und wie die Entwicklungsländer von der weltwirt-
schaftlichen Option Gebrauch machen, obliegt letztlich
den einzelnen Ländern selbst. Es handelt sich dabei gleich-
sam um eine Grundentscheidung mit den entsprechenden
Konsequenzen, die jedes Land selbst fällen muss bzw. zu
tragen hat. Keine internationalen Vorkehrungen, d.h. we-
der Entwicklungshilfe, technische Zusammenarbeit noch
handelspolitische Massnahmen usw., vermögen die Ent-
wicklungsländer von ihrer eigenen Verantwortung für die
gedeihliche Entwicklung ihrer Länder zu befreien (Prinzip
des Good Governance). Auch hindert das System der in-
ternationalen Arbeitsteilung die Entwicklungsländer
grundsätzlich nicht daran, eine eigene nationale Entwick-
lungsstrategie zu bestimmen, die auf die Befriedigung der
Bedürfnisse und Erwartungen der eigenen Bevölkerung
abzielt.

■ Wenn auch den Entwicklungsländern selbst die Hauptver-
antwortung für wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaft-
lichen Fortschritt zukommt, so ist und bleibt – neben der
humanitären Hilfe in Not- und Katastrophenlagen – die öf-
fentliche Entwicklungshilfe im Sinne der Subsidiarität un-
entbehrlich. Sie soll auf internationaler Ebene die Freiheit
des Welthandels und die Globalisierung der Wirtschaft mit

der Hilfe und der Unterstützung der
weniger Wohlhabenden verbinden.
Dabei kann es jedoch nicht einfach
darum gehen, blind einem quantita-
tiven Entwicklungshilfeziel nachzu-
eifern, sondern konkrete, wirksame
und damit auch wohlstandsfördern-
de Hilfe zu leisten. In diesem Zu-
sammenhang darf sich die schweize-
rische Entwicklungshilfe durchaus
sehen lassen. In einer immer mehr
zusammenwachsenden Welt ist Soli-

darität aus ökonomischer Sicht letztlich Teil des Eigenin-
teresses auf lange Sicht in einer unsicheren Zeit.

Positionen

■ Im Hinblick auf die Erneuerung der einzelnen Rahmenkre-
dite für die internationale Entwicklungszusammenarbeit
gilt es, die verschiedenen neuen Instrumente, die in den
letzten Jahren eingeführt worden sind, zu überprüfen. In
diesem Zusammenhang ist es erfreulich, dass im 5. Rah-
menkredit für wirtschafts- und handelspolitische Massnah-
men im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit vor al-
lem der Investitionsförderung und der besseren Mobilisie-
rung des privaten Sektors, insbesondere der KMU, vorran-
gige Bedeutung zuerkannt worden ist. Gleichwohl sind ein-
zelne Instrumente wohl noch zu wenig auf die Bedürfnisse
der privaten Unternehmen zugeschnitten, was deren gerin-
ge Beanspruchung zu erklären vermag. Auch wird die Risi-
kotragfähigkeit der KMU in der Entwicklungszusammen-
arbeit  wahrscheinlich überschätzt.

■ Grundsätzlich ist bei der Evaluation des entwicklungspoli-
tischen Instrumentariums von der Erfahrung auszugehen,
dass die Entwicklungshilfe im Schnitt wirkungslos ist, wenn
sie ländermässig undifferenziert und über zu viele Kanäle
erfolgt. Ebenso sind politische Kriterien bei der Verteilung
der Entwicklungshilfe in aller Regel wenig erfolgverspre-
chend. Dies gilt vor allem für alle bilaterale Hilfe. Der Vor-
teil der multilateralen Hilfe besteht deshalb gerade darin,
dass sich auf dieser Ebene die Individualinteressen der Ge-
berländer ausgleichen.

■ Die Entwicklungshilfe ist letztlich nur in reformwilligen
Ländern mit guten institutionellen und makroökonomi-
schen Bedingungen erfolgreich. Dabei ist die Differenzie-
rung zwischen Entwicklungs- und Transitionsländern
zweckmässig, bilden diese Länder doch schon lange keine
homogene Gruppe mehr. Auf den Stärken der schweize-
rischen Entwicklungshilfe – einerseits auf ausgewählte Län-
der konzentriert und andererseits wenig politisch motiviert
– gilt es bei der Erneuerung der verschiedenen Rahmen-
kredite aufzubauen; Schwachstellen sind zu beseitigen.
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Ob und wie die  
Entwicklungsländer von der 
weltwirtschaftlichen Option 

Gebrauch machen, obliegt 
den einzelnen Ländern selbst.
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Konjunkturverlauf legt 
Reformbedarf offen
Wachstumsabschwächung  als Zeichen 
der Normalisierung 
Nachdem die Weltkonjunktur bereits im letzten Sommer ihren
Höhepunkt überschritten hat, ist für das laufende Jahr mit ei-
nem verlangsamten Expansionstempo zu rechnen. Besonders
die teilweise überbordende Konjunkturdynamik der US-Wirt-
schaft wird auf einen Pfad der mehr oder weniger sanften Ab-
kühlung einschwenken. Dämpfend wirkt neben einer gestraff-
ten Geldpolitik vor allem der beträchtliche Anstieg der Erdöl-
preise. Allerdings erscheint Pessimismus nicht angebracht. Die
dämpfenden Effekte der teureren Erdöleinfuhren auf das Wirt-
schaftswachstum der Industrieländer sind wegen der geringeren
Abhängigkeit vom Öl bescheidener, und auch das politische
Umfeld ist stabiler als Mitte der 70er- und Anfang der 80er-Jah-
re. In Anlehnung an das Institut für Weltwirtschaft in Kiel er-
wartet economiesuisse für die Weltwirtschaft, gemessen an der
Entwicklung des realen Bruttoinlandprodukts (BIP), einen Zu-
wachs von rund 4,0 Prozent, was immer noch über dem mittel-
fristigen Trend liegen würde. Schliess-
lich darf auch in diesem Jahr mit ei-
nem recht schwungvollen Welthandel
gerechnet werden (2000: +12 Prozent;
2001: +9 Prozent).

Vor diesem Hintergrund
werden die schweizerischen Exporte
2001 von der Weltkonjunktur dank at-
traktivem Exportsortiment und bei
preislicher Wettbewerbsfähigkeit wei-
terhin positive, wenn auch etwas weni-
ger kräftige Impulse als im letzten Jahr
erhalten – vorausgesetzt an der
Währungsfront kommt es zu keinen
Erschütterungen, die zu einer über-
mässigen Aufwertung des Frankens
führen. Eine Schwachstelle im Welt-
wirtschaftsgefüge bleibt hier die an-
dauernde Ausweitung des amerikani-
schen Leistungsbilanzdefizits. Denn
der Dollar wird dadurch für einen Meinungswandel bei den in-
ternationalen Investoren und damit für eine Umkehr der Kapi-
talströme anfälliger.

Der private Konsum bleibt dank zunehmender
Beschäftigung und höheren verfügbaren realen Einkommen
und bei guter Konsumentenstimmung aufwärts gerichtet. Die
Ausrüstungsinvestitionen werden auf Wachstumskurs blei-
ben, weil technische Neuerungen zunehmend zu einer wichti-
gen «autonomen» Komponente der Investitionstätigkeit wer-
den. Obwohl nächstes Jahr die höheren Hypothekarzinsen
auf den privaten Wohnungsbau leicht dämpfend wirken,
kann insgesamt mit einer gut gehaltenen Baukonjunktur ge-

rechnet werden. Alles in allem dürfte die Konjunktur in der
Schweiz im laufenden Jahr in der Grundtendenz zwar leicht an
Fahrt verlieren. Dabei handelt es sich vielmehr um eine Norma-
lisierung als um einen konjunkturellen Abschwung. economie-
suisse erwartet für 2001 ein reales Wachstum zwischen 2,0 und
2,5 Prozent, bei einer Arbeitslosenquote von 1,9 Prozent und ei-
ner durchschnittlichen Teuerung von 1,8 Prozent.

Die Schweizer Wirtschaft wird auch im laufenden
Jahr von der Weltwirtschaft mitgezogen.Auf einen stabilen und
dauerhaft höheren Wachstumspfad kommt sie aber nur mit ei-
ner insgesamt guten und überzeugenden Wirtschaftspolitik.
Obwohl in den letzten Jahren wirtschaftspolitisch einiges auf
den Weg gebracht worden ist, dürfen die Reform- und Konsoli-
dierungsbemühungen nicht auf halbem Weg stehen bleiben.

Positionen 
■ Die Doppelstrategie in der Finanzpolitik – strikte Aus-

gabendisziplin auf der einen, Steuersenkung auf der an-
deren Seite – muss konsequent weitergeführt werden, um
die Staatsausgabenquote zu reduzieren. Eine dauerhafte
Konsolidierung setzt voraus, dass die Staatsausgaben über

längere Zeit weniger stark steigen 
als das BIP. Diese Politik muss flan-
kiert werden durch eine Schulden-
bremse als flexibles Instrument zur
Schuldenbegrenzung anstelle des
Haushaltziels 2001.
■ Den Bestrebungen zur Neurege-
lung des Finanzausgleichs muss drin-
gend neuer Elan verliehen werden.
Im Interesse eines kompetitiven Fö-
deralismus braucht es eine klarere
Zuweisung von Aufgaben an Bund
und Kantone und auch eine deutli-
chere Zuordnung von Finanzquellen.
■ Vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Veränderungen ist bei
den sozialen Sicherungssystemen
die finanzielle Stabilität zu gewähr-
leisten und die Abgabenbelastung
zu begrenzen.

■ Die Tatsache, dass die Schweiz mehr qualifizierte Arbeits-
plätze hat, als es qualifizierte Arbeitskräfte gibt, weist auf
Defekte im Ausbildungssystem hin. Diese gilt es dringend
durch die rasche Umsetzung des neuen Berufsbildungsge-
setzes zu schliessen. Generell muss das schweizerische
Schul- und Hochschulsystem die Ausbildungsinhalte
schneller den Anforderungen der heutigen Arbeitswelt an-
passen. In diesem Zusammenhang muss die Wirtschaft
auch intensiv darüber nachdenken, wie das Humankapital
der älteren Arbeitnehmer im Rahmen flexibler Arrange-
ments besser genutzt werden kann.

Konjunktur und Währung

Saisonbereinigt. Veränderung in Prozent
gegenüber dem Vorjahresquartal.

Quelle: SNB, STATISTISCHE MONATSHEFTE

Reales Bruttoinlandprodukt pro Quartal 
(in Mrd. Franken)
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Stabilitätsorientierte Geldpolitik
notwendig
Vor dem Hintergrund des überaus starken Wirtschaftsauf-
schwungs in der Schweiz, der selbst die optimistischen Prog-
nosen übertraf, begann die Schweizerische Nationalbank
(SNB) bereits im Frühjahr 2000 ihren geldpolitischen Kurs
sukzessive anzuziehen. Sie wollte damit den möglichen Auf-
wärtsrisiken bei der Preisentwicklung, insbesondere den
schädlichen Zweitrundeneffekten
im Soge der höheren Ölpreisno-
tierungen, und dem Aufkeimen 
von Inflationserwartungen frühzei-
tig begegnen. Von daher hatte die 
SNB Ende Dezember 2000 keinen
Anlass mehr, von der praktizierten
Geldpolitik abzuweichen. Dies
umso mehr, als die monetären Rah-
menbedingungen in Verbindung
mit der im Herbst einsetzenden
Aufwertung des Frankens zum
Euro nicht mehr so günstig waren
wie zu Jahresbeginn. Die SNB be-
hielt deshalb das Zielband für den
Dreimonatslibor, das seit dem 15. Juni 2000 drei bis vier 
Prozent beträgt, unverändert. Am 22. März 2001 senkte die
SNB das Zielband um 0,25 Prozent auf 2,75 bis 3,75 Prozent.
Mit dieser leichten Lockerung ihres geldpolitischen Kurses
will das Noteninstitut den erhöhten konjunkturellen Un-
sicherheiten und den geringeren Risiken für die Preisstabilität
Rechnung tragen.

Positionen
■ Die Geldpolitik muss ihren pragmatischen, aber klar 

auf die Sicherstellung der Geldwertstabilität ausgerich-
teten Kurs weiterführen. Nur bei Preisniveaustabilität 
können die Preise die Knappheitsverhältnisse richtig 
anzeigen. Darin liegt der zentrale Beitrag der Geld-
politik zu weiteren Produktivitäts- und Wachstums-
steigerungen. Flexibilität in der Geldpolitik ist insoweit 
geboten, als die wirtschaftlichen Zusammenhänge im 
Zuge der Durchsetzung neuer Technologien mit zusätz-
lichen Produktivitätsanstiegen und damit eines höheren
Potenzialwachstums möglicherweise neu zu interpretieren
sind.

■ Der Wechselkurs des Frankens ist und bleibt für die Wirt-
schaft eine wichtige Variable. Denn der aussenwirtschaftli-
che Impuls, der von starken realen Veränderungen des
Frankenkurses auf die Wirtschaft ausgehen kann, ist erheb-
lich. Von daher hat die Wirtschaft ein eminentes Interesse
daran, dass der Wechselkurs bei der Festlegung der Geld-
politik neben anderen wichtigen Makrogrössen mit ins
Kalkül einbezogen wird. Grundsätzlich gilt die Priorität
der Binnenpreisstabilität im Sinne der Verhinderung von
inflationären und deflationären Entwicklungen. In ausser-
gewöhnlichen Situationen, wo die reale Wirtschaft wegen
gravierender Verzerrungen der realen Wechselkurse in

Schieflage gerät, kann jedoch von diesem Ziel zugunsten
einer Stabilisierung des Aussenwertes des Frankens abge-
wichen werden.

■ Von besonderer Bedeutung für die schweizerische Wirt-
schaft ist aufgrund der engen Verflechtung mit dem eu-
ropäischen Binnenmarkt das Verhältnis des Frankens zum
Euro. Im Lichte der bisherigen Erfahrungen und der sich
abzeichnenden EU-Erweiterungsperspektiven besteht
kein Grund, von der bisher verfolgten eigenständigen
Geldpolitik der SNB abzuweichen. Denn die Wirtschaft

hat alles Interesse daran, dass sie
auch in Zukunft von einem tiefe-
ren Zinsniveau als im Euro-Raum
und einem starken Finanzplatz
profitieren kann. Mit der Anpas-
sung des geldpolitischen Konzepts
im Dezember 1999 hat die SNB die
Voraussetzung geschaffen, die Ei-
genständigkeit des Frankens auch
in Zukunft zu bewahren.
■ In der nächsten Zeit steht die Re-
vision des Nationalbankgesetzes
auf der wirtschaftspolitischen Agen-
da. Dabei geht es u.a. darum, dem
Noteninstitut einen grösseren Spiel-

raum bei der Verwaltung des Portefeuilles, beim Einsatz des
geldpolitischen Instrumentariums und bei der Gestaltung
der internationalen Währungsbeziehungen einzuräumen,
ohne dass dabei die übergeordneten Ziele der stabilitätsori-
entierten Geldpolitik aus den Augen verloren werden. Zu-
dem muss der schwerfällige und überdimensionierte Bank-
rat zugunsten eines kleineren Gremiums mit einem klaren
Anforderungsprofil angepasst werden. Schliesslich soll die
Revision dazu benutzt werden, die Unabhängigkeit der 
Nationalbank rechtlich klar und eindeutig abzusichern 
sowie deren Rechenschaftspflicht gegenüber Bundesrat,
Parlament und Öffentlichkeit explizit festzulegen.

Quelle: SNB, STATISTISCHE MONATSHEFTE

Wechselkurse des Schweizer Frankens
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Dominanter Wirtschaftsfaktor
Die kleinen und mittleren Unternehmen (bis 249 Vollzeitbe-
schäftigte) sind und bleiben diejenige Unternehmensform, wel-
che die schweizerische Wirtschaftsstruktur entscheidend prägt.
Sie erreichten 1998 einen Anteil von 99,7 Prozent an der Ge-
samtzahl aller Unternehmen. 69 Prozent aller Beschäftigten ar-
beiten in KMU. Die KMU dominieren sowohl den sekundären
als auch den tertiären Sektor und sind mit wenigen Ausnahmen
(z.B. Banken, Versicherungen) in allen Wirtschaftszweigen zu
finden. Von daher gesehen ist es eine Illusion zu glauben, es
gebe so etwas  wie das durchschnittliche schweizerische KMU.
Nicht nur gibt es zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen
erhebliche Unterschiede, son-
dern bereits schon das KMU-Un-
ternehmerbild ist vielschichtig.
Es kann deshalb auch keine
KMU-Wirtschaftspolitik im ei-
gentlichen Sinne geben, wie häu-
fig – etwas unreflektiert – gefor-
dert wird. Aufgabe des Staates ist
vielmehr, investitions- und in-
novationsfreundliche Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die 
allen Unternehmen günstige Ent-
faltungsmöglichkeiten bieten. Im
wirtschaftspolitischen Vordergrund stehen dabei – neben 
einem stabilen Geldwert und einer soliden Haushaltspolitik
mit sinkenden Steuer- und Abgabebelastungen – vor allem ein
vernünftiges Regulierungsumfeld, das die administrativen 
Belastungen möglichst klein hält, ein modernes und zukunfts-
offenes Ausbildungssystem einschliesslich der Weiterbildung
sowie ein zeitgemässes Aussenhandelsförderungssystem.

Risikokapitalmarkt erlebt Aufschwung
Nachdem sich der Markt  für Risikokapital in der Schweiz lan-
ge Zeit nur zögerlich entwickelte, hat er in den letzten drei bis
vier Jahren einen kräftigen Aufschwung erlebt. Das Angebot
an Risikokapital nahm nicht nur signifikant zu, sondern die
Quellen sind auch vielfältiger geworden. Hervorzuheben ist
vor allem die Gründung von zahlreichen Kapitalbeteiligungs-
gesellschaften, die für die finanzielle Schubkraft junger Firmen
sorgen. Parallel dazu verzeichneten auch die Unternehmens-
gründungen eine lebhafte Entwicklung. Es scheint sich eine
Tendenz abzuzeichnen, wonach die Gründung eines Unter-
nehmens vermehrt als gleichwertiges Karrieremodell zur ab-
hängigen Beschäftigung anerkannt wird. Für die Schweiz ist
diese Entwicklung insofern erfreulich, als junge, innovative
Unternehmen im Strukturwandel eine wichtige Rolle spielen.

Neue Wirtschaft durch intensiven Wettbewerb 
Zwar steuert die Finanzierung von neuen Unternehmen
durch Risikokapital unmittelbar nur einen vergleichsweise
geringen Teil zum gesamtwirtschaftlichen Investitions- und

Beschäftigungsvolumen bei.Weit wichtiger sind jedoch die in-
direkten, verzögerten Wirkungen auf die Gesamtwirtschaft.
Mit dem Vordringen junger, innovativer Unternehmen erfolgt
nicht nur eine Erneuerung der Wirtschaft, sondern es kommt
auch zu einer Intensivierung des Wettbewerbs. In diesem Sog
werden auch die «Altbetriebe» zu innovatorischen Anstren-
gungen angehalten. Das beschleunigt insgesamt den technolo-
gischen Fortschritt, wodurch sich neue Beschäftigungspoten-
ziale erschliessen lassen.

Administrative Belastungen nehmen zu
Es ist eine Daueraufgabe der öffentlichen Hand, die admi-
nistrativen Belastungen der Unternehmen im Allgemeinen

und der KMU im Besonderen
auf ein vernünftiges Mass zu
beschränken. Dabei ist es im
Grunde genommen weniger
wichtig, wo bei der Ausmistung
des Regulierungsdschungels
angesetzt wird, als dass tatsäch-
lich mit sichtbaren Abbau- bzw.
Verbesserungsschritten begon-
nen wird. Denn es sind nicht so
sehr einzelne Regulierungen,
die die KMU belasten, als viel-
mehr die Gesamtheit des staat-

lichen Regulierungssystems, in welche die Unternehmen
eingebunden sind. Obwohl in letzter Zeit eine erhöhte Sen-
sibilisierung für die Belange der KMU stattgefunden hat,
hapert es noch bei der Umsetzung dieser Erkenntnis. Auch
wenn es erfreulich ist, dass sich die Schweiz in Bezug auf die
administrativen Umtriebe positiv von zwei unserer Nach-
barländer abhebt, so kann nicht übersehen werden, dass
auch bei uns der Zeitaufwand für administrative Belastun-
gen seit 1985 um 77 Prozent zugenommen hat.

KMU fühlen sich stiefmütterlich behandelt
Nicht zuletzt aus diesem Grund fühlen sich die KMU von der
Politik und der Verwaltung immer noch etwas stiefmütterlich
behandelt. Hinzu kommt, dass die Verwaltung unter dem Titel
der «Kundenorientierung» das Heil in der Regel viel lieber in
– häufig wettbewerbsverzerrenden – Sonderprogrammen und
Unterstützungsprogrammen für einzelne Unternehmens-
typen oder Branchen sucht als in einer Kausaltherapie, die 
bei den Rahmenbedingungen ansetzt. Dabei wünscht die
grosse Mehrheit der KMU nichts mehr, als dass man sie unge-
stört arbeiten lässt. Das gilt insbesondere im Bereich der
«new economy».

Positionen
■ Dem mit grossen Erwartungen gestarteten Projekt der ad-

ministrativen Entlastung und Deregulierung, das eines der
bundesrätlichen Ziele der laufenden Legislatur ist, muss un-

Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU)

Zeitaufwand für administrative Umtriebe (in Std./Mt.)

CH D A
Sozialversicherungen 19.49 24.81 24.49
Steuern und Abgaben 12.85 29.38 27.50
Statistik 1.69 4.77 4.05
Bewilligungen 16.42 56.64 56.85
Umweltschutz 4.05 5.86 6.39
Gesamt 54.50 121.46 119.28

Quelle: Christoph A. Müller (1998): «Administrative Be-
lastung von KMU im interkantonalen und internationalen 
Vergleich». Strukturberichterstattung, BWA, Bern.

KMU-Fragen
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bedingt wieder neues Leben eingehaucht werden. Es genügt
nicht, einfach ein Inventar über belastende wirtschaftsrecht-
liche Verfahren in der Bundesgesetzgebung aufzustellen. Es
muss auch mit konkreten Massnahmen der Tatbeweis 
erbracht werden, dass tatsächlich etwas geschieht. Die 
Wirtschaft ist sich dabei bewusst, dass die Verbesserung und
Optimierung des bestehenden Regulierungsapparates ein
komplexes und langwieriges Vor-
haben ist. Aus diesem Grund
braucht es klare Leitplanken und
den politischen Willen, eine
Trendumkehr einzuleiten.

■ In einer marktwirtschaftlichen
Ordnung sind Regulierungen im
Einzelnen stets zu begründen
und überall dort in Frage zu stel-
len, wo eine Rechtfertigungsana-
lyse keine überzeugenden Argu-
mente liefert. Nur so kann sicher-
gestellt werden, dass der Gesetzgebungsprozess nicht lau-
fend zusätzliche Belastungen schafft. Regierung, Parlament
und staatliche Stellen müssen permanent darauf verpflichtet
werden, für ein kostenschonendes Regulierungsumfeld zu
sorgen.

■ Die unerledigten Pendenzen aus der Unternehmenssteuer-
reform 98 (Emissionsstempel, Doppelbesteuerung von
Gewinnen) gilt es endlich aufzugreifen. Hinzu kommt,

dass bei dieser Reform nur die KMU im Rechtskleid 
juristischer Personen Nutzen gezogen haben und alle 
anderen leer ausgegangen sind. Aus diesem Grund muss
nicht nur die Gleichbehandlung der Gewinnbesteuerung
realisiert, sondern auch der Progressionsgrad bei der direk-
ten Bundessteuer verringert werden.

■ Im Zuge des Aufbaus des Fachhochschulsystems Schweiz
ist ein besonderes Augenmerk auf
den Technologietransfer und die
Zusammenarbeit mit den KMU zu
legen. Es ist sicherzustellen, dass
es flächendeckend zu einer Ver-
netzung von Fachhochschulen und
KMU kommt, wobei den Aspek-
ten der Internet-Ökonomie und
den neuen Technologien besonde-
re Aufmerksamkeit geschenkt
wird. Dazu braucht es keine neuen
staatlichen Einrichtungen, wohl

aber ein viel spontaneres Aufeinanderzugehen von bei-
den Seiten.

■ Schliesslich kommt im Zuge der Umsetzung der neuen Ei-
genkapitalvorschriften der Banken (Basel II) dem Rating
auch von KMU erhöhte Bedeutung zu. Da sich damit die
Finanzierungsbedingungen für die Unternehmen vielfach
verändern, gilt es neue Möglichkeiten für Finanzierungs-
kooperationen zu erschliessen.

Es ist sicherzustellen, 
dass es flächendeckend zu 

einer Vernetzung von 
Fachhochschulen und KMU

kommt.

KMU-Fragen
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Regionalpolitik

Marktwirtschaftskonforme 
Instrumente
Eine ausgeglichene regionale Wirtschaftsentwicklung wird als
Ziel im übergeordneten Interesse unseres Landes allgemein
anerkannt. Als wichtiges Instrument zur Stärkung der regio-
nalen Wirtschaftsstrukturen und der Standortattraktivität
wurde 1995 der bis Mitte 2001 laufende Bundesbeschluss zu
Gunsten wirtschaftlicher Erneuerungsgebiete als Nachfolge-
erlass des «Bonny-Beschlusses» verabschiedet. Dieser Be-
schluss erlaubt es dem Bund, Investitionsvorhaben in wirt-
schaftlichen Erneuerungsgebieten mit Bürgschaften, Zinskos-
tenbeiträgen und Steuererleichterungen zu unterstützen. Im
September 2000 beantragte der Bundesrat vom Parlament
eine Teilrevision und gleichzeitig eine Verlängerung des gel-
tenden Bundesbeschlusses um fünf Jahre. Die wichtigsten Än-
derungen betreffen die Einführung eines überbetrieblichen
Förderelementes sowie die Straffung und Entflechtung des
einzelbetrieblichen Instrumentariums.

Positionen
economiesuisse steht diesem Instrumentarium der Regio-
nalpolitik seit seiner Einführung aus ordnungspolitischen
Gründen skeptisch gegenüber. Regionalpolitik sollte nur
schon aus Gründen der Wettbewerbsneutralität nicht in ers-
ter Linie auf einzelbetrieblicher Ebene ansetzen. Zudem
entpuppen sich Förderungsmassnahmen selten als Anreize
zu einer marktorientierten Strukturerneuerung. In einer
Marktwirtschaft hat Regionalpolitik eine nachgelagerte,
subsidiäre Funktion. Sie kann nur Erfolg haben, wenn die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen – insbesondere für
KMU – stimmen. Die beste staatliche Wirtschaftsförderung
ist demnach eine Wirtschaftspolitik, welche die Voraus-
setzungen schafft, damit sich unternehmerische Initiative,
menschliche Erfindungs- und Gestaltungskraft am besten
entfalten können. Dazu zählen 
neben einer wirtschaftsfreundli-
chen Fiskalpolitik, gesunden Staats-
finanzen, einem stabilen Geldwert,
einem gesunden Wettbewerbskli-
ma und einem vernünftigen regula-
torischen Umfeld in erster Linie
ein breites und qualitätsvolles Bil-
dungsangebot auf allen Stufen, die
Förderung der Forschung, insbe-
sondere der Grundlagenforschung,
eine produktivitätsfördernde Infrastruktur sowie eine dem
Wandel gegenüber offene Haltung der Gesellschaft.

economiesuisse wendete sich deshalb gegen die
Verlängerung des Bundesbeschlusses zu Gunsten wirtschaftli-
cher Erneuerungsgebiete. Vor dem Hintergrund der anspre-
chenden konjunkturellen Lage war es verfehlt, dieses system-

widrige interventionistische Ausgleichs- und Überbrückungs-
instrumentarium beizubehalten. Vielmehr erscheint das In-
strument des Finanzausgleiches zum Ausgleich der regionalen
Disparitäten bzw. der Unterstützung der Regionen mit beson-
derem Strukturanpassungsbedarf wesentlich geeigneter. Re-
gionalpolitik über den Finanzausgleich hat folgende Vorteile:
bessere Transparenz und höheres Bewusstsein bezüglich Kos-
ten, Erhöhung der Effizienz dank weniger Markteingriffen
und Stärkung der regionalpolitischen Verantwortung der
Kantone.

Ergänzend plädiert economiesuisse für folgende wirtschafts-
politische Massnahmen:
■ Verbesserung der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen

für die Aufnahme und Bereitstellung von privatem Eigen-
kapital (Beseitigung der steuerlichen Diskriminierung der
Eigenkapitalfinanzierung und der Aktie)

■ Verbesserung der Gesellschaftsrechtsformen für KMU
(z.B. GmbH,AG) sowie die Erleichterung von Zusammen-
schlüssen und Fusionen von KMU

■ KMU-gerechtes Rechnungslegungsrecht, das die notwen-
dige Transparenz sicherstellt, aber auch eine angemes-
sene Reservenbildung ohne steuerrechtliche Fallstricke
fördert

■ Bildung wirksamer Vernetzungen im Rahmen des Fach-
hochschulsystems Schweiz, welches die verschiedenen Be-
dürfnisse der KMU flächendeckend und branchenüber-
greifend befriedigen soll

■ Einbau einer verpflichtenden KMU-Verträglichkeitsprü-
fung in das ordentliche Gesetzgebungsverfahren

■ Einsatz für ein insgesamt zweckmässiges und kostenscho-
nendes Regulierungsumfeld

■ Verstärkung des Instrumentariums für die Bearbeitung
von Auslandmärkten

■ Sozialpolitik, welche die Unternehmen kostenmässig nicht
weiter belastet

Von einer solchen Wirtschaftspolitik würden letztlich struk-
turell bedrängte Regionen mehr
profitieren als von der heutigen
Form der Regionalpolitik.

Regionalpolitik

Effiziente Regionalpolitik 
über den Finanzausgleich 

und durch optimale 
Rahmenbedingungen



Erhaltung einer leistungsfähigen
und nachhaltigen Landwirtschaft
Das Zielsystem der schweizerischen Agrarpolitik gemäss
Art. 104 der Bundesverfassung ist vielfältig. Es macht deut-
lich, dass die Landwirtschaft mit der Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen, der Landschaftspflege und der de-
zentralen Besiedelungen Aufgaben zu erfüllen hat, die über
die reine Nahrungsmittelproduktion hinausgehen. Damit er-
bringt die Landwirtschaft öffentliche Leistungen, die sich
nicht oder nur teilweise über den Markt abgelten lassen.
Dies widerspiegelt die «Multifunktionalität» der Landwirt-
schaft.

Landwirtschaft stark gefordert
Die Landwirtschaft steht damit an einer besonderen Schnitt-
stelle zwischen Markterfordernissen einerseits und gesell-
schaftlichen Bedürfnissen anderseits. Hinzu kommt noch die
zunehmende internationale Vernetzung der Wirtschaftsstand-
orte und die damit einhergehende verstärkte grenzüber-
schreitende Arbeitsteilung. Dies bringt einerseits einen ver-
mehrten Importdruck mit entsprechenden Auswirkungen auf
die Marktpreise, anderseits verspricht die Marktöffnung im
Gegenzug zusätzliche Exportchancen. Vor diesem Hinter-
grund sah sich die schweizerische Landwirtschaft im Rahmen
der «Agrarpolitik 2002» in den letzten zehn Jahren einem
starken Anpassungszwang ausgesetzt. Dieser hat sowohl in
der Struktur als auch in der Wertschöpfung der Landwirt-
schaft sichtbare Spuren hinterlassen. Zwischen 1990 bis 1996
ging die Zahl der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe um 14,4
Prozent zurück, und das Nettoeinkommen aus landwirtschaft-
licher Tätigkeit lag 1999 um 13,4 Prozent unter dem durch-
schnittlichen Niveau 1990/92.

Anpassungsprozess sozial abfedern
Die Schweiz braucht eine leistungsfähige, produktive Land-
wirtschaft, die sich den Herausforderungen der Multifunktio-
nalität zu stellen weiss. Die Wirtschaft anerkennt die An-
passungsleistungen der Landwirt-
schaft in den letzten Jahren. Als
Teil der Volkswirtschaft und Ge-
sellschaft kann die Landwirtschaft
jedoch nicht von den allgemeinen

wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und technologischen Ent-
wicklungstendenzen abgeschottet werden. Der Anpassungs-
prozess wird und muss weitergehen, wobei die Landwirt-
schaft Anrecht darauf hat, dass dieser in sozialverträglichen
Bahnen abläuft. economiesuisse weiss um die besondere
Stellung der Landwirtschaft in unserem Land und wird sich
deshalb auch weiterhin für Rahmenbedingungen einsetzen,
die marktorientiert und nachhaltig produzierenden Landwir-
ten eine faire Zukunftschance geben.

Die Vision für die Schweizer Landwirtschaft mit
Zeithorizont 2010 des Bundesamtes für Landwirtschaft zielt
in die richtige Richtung.

Positionen
■ Im Hinblick auf die 2004 fällige Erneuerung der Zah-

lungsrahmen für die Direktzahlungen und für andere
agrarpolitische Stützmassnahmen ist die Wettbewerbs-
fähigkeit der Landwirtschaft über eine Optimierung in 
allen Massnahmenbereichen zu verbessern. Im Zentrum
steht eine effizientere, weniger strukturerhaltende Aus-
gestaltung der Direktzahlungen und eine weitere, geord-
nete Marktöffnung.

■ In diesem Zusammenhang kann es unter dem Einfluss der
Rinderseuche BSE nicht darum gehen, die staatlichen
Fördergelder inskünftig mit Vorrang oder gar nur allein
den Bio- und Ökobauern zukommen zu lassen. Bauernhö-
fe mit moderner Technik in Ackerbau und Viehhaltung
sind nicht per se gesundheitlich oder ökologisch bedenkli-
cher als Kleinbetriebe oder Ökobauern, wenn sie einhal-
ten, was gesetzlich vorgeschrieben ist. Eine nachhaltige
Landwirtschaft, die mit der Natur und den Tieren in Ein-
klang steht, liegt sowohl im Eigeninteresse der Volkswirt-
schaft als auch der Landwirte selbst. Möglich ist sie allen
Landwirten, nicht nur den Ökobauern.

■ Im Übrigen wäre es auch gesamtwirtschaftlich in hohem
Masse problematisch, die gemeinwirtschaftlichen Leis-
tungen der Landwirtschaft unter immer neuen Program-
men und Titeln weiter auszudehnen mit der simplen Be-

gründung, dass dies im öffentlichen
Interesse sei. Eine solche Politik
führt letztlich zu einer Absenkung
des Wohlstandsniveaus, weil der
Nutzenzuwachs der Individuen
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durch den kollektiven Konsum kleiner ist als der
Konsumnutzenentgang durch die Finanzierung über
Steuern.

■ economiesuisse geht von der Überzeugung aus, dass wei-
tere Fortschritte in der geordneten Öffnung des Welt-
agrarmarktes erforderlich sind, um den Agrarhandel 
stärker in eine WTO-Ordnung einzubinden, die den 
Kriterien der Offenheit, der Transparenz, der Anwen-
dungspraktikabilität, der Rechtssicherheit und der Nicht-
diskriminierung genügt. Die
Notwendigkeit weiterer Ver-
handlungen, wie sie im WTO-
Agrarabkommen vorgesehen
sind, ist deshalb für economie-
suisse unbestritten. Entspre-
chend befürworten wir einen
sozialverträglichen Reform-
prozess, der nicht nur im natio-

nalen, sondern auch im internationalen Rahmen mehr
Marktwirtschaft in die Agrarpolitik bringt.

■ Nationale Produktstandards und Massnahmen zum Schutz
der eigenen Umwelt oder Gesundheit vor Schädigungen
aus Produktionsvorgängen können notwendig sein, um
Marktversagen zu korrigieren. In diesen Fällen muss neben
den geltenden WTO-Prinzipien auch die Zugrundelegung
von wissenschaftlichen Erkenntnissen beachtet werden, um
dem Überhandnehmen eines «grünen Protektionismus»

von Anfang an entgegenzutreten.
Unterschiedliche Risikoevaluatio-
nen und Präferenzen sind anzu-
erkennen, dürfen aber nicht zur
künstlichen Schaffung von tech-
nischen Handelshemmnissen für 
umweltschutz- oder gesundheits-
schutzfremde Ziele missbraucht
werden.

Visionen zur Landwirtschaft
1 bietet marktgerechte Produkte und Dienstleistun-

gen zu konkurrenzfähigen Preisen auf in- und aus-
ländischen Märkten an. Sie arbeitet dazu mit leis-
tungsfähigen Partnern zusammen;

2 leistet einen Beitrag zur Wahrung der Biodiversität
und nutzt die natürlichen Ressourcen nachhaltig.
Sie minimiert zudem ihre Schadstoffemissionen
und respektiert bei der Tierproduktion das Tier-
wohl;

3 leistet einen Beitrag zur Gestaltung der Kultur-
landschaften der Schweiz und stimmt diesen auf
die regional und lokal unterschiedlichen Bedürf-
nisse ab;

4 besteht aus Unternehmungen, die sich den He-
rausforderungen der Multifunktionalität stellen
und von selbständigen, gut informierten und ver-
antwortungsbewussten Bäuerinnen und Bauern
geführt werden.

Quelle: Bundesamt für Landwirtschaft
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Chancen erkennen – 
Nutzung vorantreiben

Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien
(ICT) spielen aus volkswirtschaftlicher Sicht eine Schlüssel-
rolle. Im Unterschied zu anderen technischen Innovationen be-
treffen Einsatz und kommerzielle Nutzung der ICT nicht nur
einzelne, sondern nahezu alle Wirtschaftszweige. Das Internet
bietet nicht nur einen neuen Distributionskanal, sondern auch
ein neues Informations- und Kommunikationssystem sowie ei-
nen neuen Marktplatz für Güter und Dienstleistungen.

Auf makroökonomischer Ebene bewirken diese In-
novationen wichtige Wachstums- und Beschäftigungseffekte.
Auf mikroökonomischer Ebene resultieren grundlegende Ver-
änderungen. Ganze Wertschöpfungsketten werden neu organi-
siert. Insbesondere können sich mittelständische Unternehmen
über weltweite Informations- und Kommunikationsnetze in glo-
bale Prozesse einbinden. Das öffnet den Weg, neue Märkte kos-
tengünstig zu erschliessen. Gleichzeitig erhöht sich aber auch
die Wettbewerbsintensität, weil auch die internationale Konkur-
renz die Chancen des Electronic Commerce wahrnehmen kann.
Aufgrund der niedrigen Zugangskosten tauchen ständig neue
Konkurrenten auf und verschwinden wieder, auch kleinste
Märkte mit weltweit verstreuten Kunden können lukrativ sein.
Daher gilt es, die neuen Technologien schnell in alle Geschäfts-
abläufe zu integrieren. Studien zei-
gen, dass der Produktivitätsfort-
schritt vier bis fünf mal grösser ist,
wenn die Einführung von ICT Hand
in Hand mit der Reorganisation der
Arbeitsabläufe geht. Ferner gewin-
nen Eigenschaften wie Glaubwür-
digkeit und Reputation an Wert, da
die Unzulänglichkeit der vorhande-
nen Rechtsmittel (vgl. nebenstehen-
den Artikel über offene Rechtsfra-
gen im E-Commerce) die Unüber-
sichtlichkeit der Wettbewerbsver-
hältnisse verstärkt. Normen und
Rechtsstandards sind in einen rapi-
den Strudel des Wandels geraten, an
dessen Ende vermutlich ein sehr viel
stärker privat organisiertes, dem al-
ten Kaufmannsrecht vergleichbares globales Wirtschafts- und
Wettbewerbsrecht entstehen wird. Hier sind deshalb auch inter-
national abgestützte Selbstregulierungsmassnahmen der Wirt-
schaft gefragt.

Positionen
■ Der Begriff «Informationsgesellschaft» steht gleichsam als

Synonym für den einschneidenden Strukturwandel zur In-
formations- und Wissensgesellschaft. Für die Zukunft des

Standortes Schweiz wird es entscheidend sein, dass Wirt-
schaft, Politik und Gesellschaft diese Herausforderung zü-
gig und mutig anpacken. Initiativen wie das Impulspro-
gramm CH21 und das Projekt Standardisierung im Inter-
net zeigen den Weg. Dabei hat die Wirtschaft die sich aus
den neuen ICT ergebenden Chancen grundsätzlich in eige-
ner Initiative und Verantwortung wahrzunehmen.

■ Primäre Aufgabe des Staates ist es, durch innovationsfreundli-
che Rahmenbedingungen dafür zu sorgen, dass sich die neuen
Technologien und Märkte in der Schweiz entfalten können.
Wichtige Stichworte sind: geringe steuerliche Belastungen, of-
fener Marktzugang, funktionierender Wettbewerb sowie ein
stabiler Rechtsrahmen. Ferner stehen neben diesen klassi-
schen Staatsaufgaben drei Handlungsfelder im Vordergrund:
➜ Bildungsoffensive zur Schliessung der Lücke an qualifizier-

tem Fachpersonal im Telematikbereich sowie zur Benutzer-
befähigung der ICT durch breite Bevölkerungskreise.

➜ Schliessung von Rechtslücken zur Gewährleistung der
Rechtssicherheit im Bereich E-Business.

➜ Ahndung von cyber crime.
■ Weiter befürwortet economiesuisse staatliche Massnahmen,

welche geeignet sind, die Verwaltungsaufgabe mittels der
neuen Technologien effizienter und effektiver zu gestalten
und zu erfüllen. Mit solchen Modellanwendungen kann der
Staat auch zur Bewusstseinsbildung beitragen.

■ Bei der Verfolgung dieser Aufgaben sind folgende Grund-
sätze zu beachten:
➜ Notwendige Regelungen soll-

ten sich, soweit wie möglich, in 
die allgemeine Wirtschaftsordnung
einfügen.
➜ «On-» und «off-line-Aktivitä-
ten» sind gleich zu behandeln.
➜ Kompatibilität mit internationa-
len Entwicklungen ist zwingend.
➜ Die Wirtschaftspolitik sollte rasch
und pragmatisch auf die Entwicklun-
gen reagieren. Staatlicher Überak-
tivismus ist aber zu vermeiden.
➜ Die Dynamik in  diesem Bereich

erfordert eine intensive Beobach-
tung und einen ständigen Dialog mit
allen Stakeholdern.
➜ Trägerin der neuen Informati-

ons- und Kommunikationstechnologien ist die Privatwirt-
schaft. Sie hat die sich daraus ergebenden Chancen in ei-
gener Initiative und Verantwortung wahrzunehmen. Der
Staat hat aber eine Schrittmacher- und Moderationsfunk-
tion.

Informationsgesellschaft

Informationsgesellschaft



41
T E I L 2

Rechtsfragen 
im E-Commerce klären
Im elektronischen Geschäftsverkehr müssen namentlich 
Fragen zum Vertragsabschluss und zum Strafrecht ge-
klärt werden. Dabei besteht sowohl auf nationaler wie 
auf internationaler Ebene Handlungsbedarf. Insbesondere sind
die Entwicklungen im Rahmen der OECD und des Global 
Business Dialogue von besonderer
Bedeutung.

Elektronische Unterschrift
verlässlich machen
Für eine klare und verbindliche Ab-
wicklung des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs ist die Gleichstel-
lung der digitalen Signatur mit der
handschriftlichen Unterschrift über-
fällig. Entsprechend hat economie-
suisse im vergangenen Jahr eine spe-
zielle Task Force eingesetzt, die auch
verschiedene Diskussionen mit dem
federführenden Bundesamt für Jus-
tiz geführt hat. Ziel dieser Arbeiten
war und ist es, die notwendigen ge-
setzlichen Regelungen möglichst rasch bereitzustellen, wie es
verschiedene parlamentarische Vorstösse verlangen.

Zum Vertragsabschluss schlägt der Bundesrat zwei
separate Vorlagen vor. Das Bundesgesetz über die elektroni-
sche Signatur (BGES) soll die als Versuchsverordnung konzi-
pierte und zeitlich befristete Zertifizierungsdienste-Verord-
nung ablösen und stellt die elektronische Signatur für alle Ver-
träge im Privatrechtsverkehr der handschriftlichen Unter-
schrift gleich. Ferner regelt dieses Gesetz auch die elektroni-
sche Führung des Grundbuchs, des Handelsregisters und der
Register des Geistigen Eigentums. Der Bundesrat beabsichtigt,
die Botschaft für diese Vorlage bereits in der Juni-Session dem
Parlament zuzuleiten, was hinsichtlich des wohl wenig proble-
matischen Inhalts realistisch erscheint. Mit dem Bundesgesetz
über den elektronischen Geschäftsverkehr sollen das Obliga-
tionenrecht und das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb revidiert werden. Die Anpassungen betreffen den Kon-
sumentenschutz. Dieser wird an die EU-Regeln angepasst. Neu
eingeführt wird bei Mängelrügen ein Nachbesserungsrecht so-
wie ein Widerrufsrecht von sieben Tagen bei Fernabsatzverträ-
gen (inkl. elektronisch abgeschlossenen Verträgen analog
Haustürgeschäften). Die Verjährungsfrist für Gewährleistung
wegen Sachmängeln wird auf zwei Jahre ausgedehnt, wobei der
Käufer eine sofortige Prüfungspflicht hat.

Keine pauschale strafrechtliche Haftung
Die Möglichkeiten zur Verbreitung von strafbaren Inhalten
veranlasst Behörden zum Einschreiten. In der Schweiz besteht
aber eine investitionshemmende Rechtsunsicherheit. Hier sind
Rahmenbedingungen notwendig, die einerseits die Grundrech-
te respektieren und anderseits die wirtschaftlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten nicht behindern. Der globalen Dimension

des Internets wie auch den Grundrechten muss angemessen
Rechnung getragen werden, insbesondere der Meinungsfrei-
heit, dem Datenschutz und der Wirtschaftsfreiheit.

Konkret geht es insbesondere um die Frage, wie
weit die schweizerischen Anbieter (Provider) für illegale Inhal-
te verantwortlich gemacht werden können. Kritisch sind insbe-
sondere Massnahmen gegen Provider, die nur den Zugang zum
Netz vermitteln (Access-Provider), aber auch solche gegen 
Hosting-Provider (die Bundespolizei will gemäss einem Posi-

tionspapier auch Access-Provider
zu Sperrungen verpflichten). Über-
tragen würde dies bedeuten, dass
die SBB für Drogenhandel in ihren
Zügen verantwortlich gemacht wer-
den könnten. Der Hosting-Provider
(der fremde Inhalte auf eigenen
Servern bereitstellt) soll gar ver-
fehlterweise gezwungen werden,
selbst illegalen Inhalten nachzuge-
hen und diese zu löschen oder zu
sperren.

Vertrauen 
durch Compliance-Label
Vermehrt sind Nutzer und Anbieter
verunsichert, inwiefern Angebote

im Internet die einschlägigen Rechtsvorschriften oder auch die
Vorgaben von Selbstregulierungen, insbesondere Labels, erfül-
len. Hier sind die Information und Beratung von Kunden und
Anbietern, die Implementierung eines entsprechenden Über-
prüfungssystems (Compliance) sowie die Gewährleistung von
Klagemöglichkeiten entscheidend. Dazu beteiligt sich econo-
miesuisse am Projekt «e-comtrust», mit dem in der Schweiz un-
ter Zusammenarbeit von Konsumenten, Wirtschaft und Nor-
menorganisationen im Sinne eines Pilotversuchs eine entspre-
chende europäische Initiative für ein Compliance-Label umge-
setzt werden soll.

Positionen
■ Mit der Unterbreitung der notwendigen Gesetzesanpassun-

gen zum elektronischen Geschäftsverkehr in zwei gemein-
sam unterbreiteten, jedoch je einem eigenen Zeitplan folgen-
den Paketen entspricht der Bundesrat einem Vorschlag der
Task Force von economiesuisse.

■ economiesuisse erwartet, dass das Gesetz über die digitale
Signatur auf den 1. Januar 2002 in Kraft gesetzt werden kann.
Die Vorlage wird die Geschäftsabwicklung unter Unterneh-
men und mit Konsumenten erleichtern und es Schweizer Un-
ternehmen ermöglichen, entsprechende Produkte und Pro-
gramme zeitgerecht auf dem Markt anzubieten.

■ economiesuisse unterstützt die Bestrebungen, dem Straf-
recht auch im elektronischen Umfeld Nachdruck zu verlei-
hen, setzt sich aber gegen praxisfremde Auflagen zur Wehr.
Die Grundrechte müssen respektiert und die wirtschaft-
liche Entwicklung darf nicht behindert werden.

Informationsgesellschaft
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Telekommunikation

Liberalisierung zu Ende führen!
Seit nunmehr drei Jahren findet Telekommunikation in 
der Schweiz in einem weitgehend deregulierten Markt 
statt. Die seither eingetretene Entwicklung des Telekommu-
nikationsmarktes ist ein weiteres eindrückliches Beispiel für
die positive Wirkung des Wett-
bewerbs. So sanken beispiels-
weise die Konsumentenpreise
für Telekommunikation seit
Mitte der neunziger Jahre um
gegen 40 Prozent; allein im
Jahr 2000 übten die fortgesetz-
ten Preissenkungen in dieser
Branche einen dämpfenden
Einfluss auf den Konsumen-
tenpreisindex von rund 0,3
Prozentpunkten aus. Nach-
dem bis vor kurzem der Wett-
bewerb hauptsächlich über
den Preis ausgetragen wurde,
spielen nun vermehrt auch die
Innovationskraft, Zusatzdiens-
te und der Kundenservice eine
entscheidende Rolle.

Unbundling 
local loop (ULL)
Bei den Breitbandanschlüs-
sen droht jedoch unser Land
im europäischen Vergleich in
Rückstand zu geraten. Der breitbandige Anschluss über Ka-
belfernsehnetze hat den eigentlichen Durchbruch am Markt
bisher nicht geschafft. Wireless local loop wird nur ein be-
stimmtes Kundensegment abdecken können. Die Powerline
Communication («Internet aus der Steckdose») hat ihre
Massentauglichkeit noch nicht bewiesen. In dieser Situation
könnte die Entbündelung des Teilnehmeranschlusses eine
volkswirtschaftlich sehr wichtige dynamisierende Rolle ein-
nehmen. Der Wettbewerb in der Nutzung der Kupferkabel
ist die Basis für Wettbewerb unter verschiedenen Anbietern
für Breitbandangebote für KMU und dann auch für Privat-
kunden. Der ULL hat einen Einfluss auf die Kosten bei der
Nutzung des Internets. Ortstarife sind auch die Internet-
tarife. Diese Erkenntnis führte auf europäischer Ebene
dazu, dass die EU ihre Mitgliedstaaten zur Entbündelung ab
dem 1. Januar 2001 verpflichtet hat.

Grundversorgung ist sichergestellt
Keinen Einfluss hat die Entbündelung auf die Grundversor-
gung. Diese ist ein im Fernmeldegesetz definiertes Bündel
an Fernmeldediensten, das in einer vorgeschriebenen Qua-
lität und zu regulierten Preisen allen Bevölkerungskreisen in
allen Landesteilen zur Verfügung stehen muss. Im Vorder-
grund steht also ein politisch relativ restriktiv zu definieren-
des Grundangebot von Diensten, das nicht mehr durch den
Staat, sondern über ein Konzessionsregime durch einen Te-

lekommunikationsanbieter erbracht wird. Gegen Ende des
Jahres 2001 wird eine Ausschreibung zur Evaluation des
künftigen Grundversorgers durchgeführt, die Konzession
wird bis Mitte 2002 durch die ComCom erteilt. Damit ist die
Sicherstellung der Grundversorgung (manchmal auch un-
präzis als Service public bezeichnet) schon heute unabhän-
gig von einer Liberalisierung der letzten Meile oder davon,
ob der Staat eine Mehrheit an der heutigen Erbringerin der

Grundversorgung, der Swiss-
com, besitzt.

Swisscom ganz 
in den Markt entlassen
Angesichts der oben skizzier-
ten Ausgangslage ist die Mehr-
heitsbeteiligung des Bundes
bei der Swisscom nicht nötig.
Zumal die Doppelrolle des
Bundes als Mehrheitsaktionär
und gleichzeitig Regulierungs-
behörde nicht als glücklich be-
zeichnet werden kann. Die
Swisscom kann und soll sich
auf dem freien Markt durch-
setzen. Dazu braucht sie volle
Bewegungsfreiheit. Zu viele
politische Einflüsse haben sich
in der Vergangenheit nicht be-
währt und können im heutigen
internationalen Wettbewerb
nur ein Hindernis sein. Die 
Änderung der gesetzlichen
Grundlage zur Flexibilisierung

der Bundesmehrheit an der Swisscom AG ist deshalb zu be-
grüssen.

Positionen
■ Entbündelung des Teilnehmeranschlusses (ULL).
■ Beibehaltung der garantierten, aber restriktiv gefassten

Grundversorgung durch Ausschreibung.
■ Zügige Schaffung der Grundlage zur Flexibilisierung der

Bundesmehrheit an der Swisscom AG mit dem Ziel, dass die
heutige spezialgesetzliche AG möglichst ohne politische
Einflüsse und Auflagen als «gewöhnliche» Aktiengesell-
schaft nach OR agieren kann.Allfällige Erträge aus Verkäu-
fen von Swisscomaktien müssen vollständig für den Schul-
denabbau eingesetzt werden.
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Für eine liberale und zukunfts-
gerichtete Medienpolitik
Medienpolitik in der Schweiz ist primär Radio- und Fernseh-
politik. Das Recht behandelt den Rundfunk anders als die
Presse. Während Radio und Fernsehen reguliert sind, hat die
Presse – unter Vorbehalt des allgemeinen Rechts – ein weit-
gehend freies Tätigkeitsfeld. Dies hat offensichtlich weder ih-
rer Qualität noch der Vielfalt geschadet. Im Gegenteil: econo-
miesuisse setzt sich deshalb für eine möglichst liberale, den
Markt als prinzipiellen Regelungsmechanismus akzeptieren-
de Medienpolitik ein. Allfällige medienpolitische Massnah-
men sollten sich grundsätzlich auf die Rahmenbedingungen
konzentrieren.

Staatliche Massnahmen sind verfehlt
Aus diesen Überlegungen wendete sich economiesuisse
grundsätzlich gegen die vorgeschlagenen Verfassungsbestim-
mungen zu Medien und pressepolitischen Massnahmen. Staat-
liche Massnahmen zur Qualitätssicherung im Journalismus sind
verfehlt. Da Journalismus keine exakte Wissenschaft, sondern
weitgehend subjektiven Kriterien verhaftet ist, wäre eine Qua-
litätssicherung, ebenso wie eine allfällige Förderung, immer mit
Inhalten verbunden. Eine Bewertung nach Gesinnungsstand-
punkten hat aber in einer liberalen Medienordnung keinen
Platz. Es ist auch nicht einzusehen, weshalb der Journalismus
zum einzigen Berufszweig emporsteigen sollte, dessen Qualität
gemäss Verfassung vom Staat gefördert werden muss. Der Ver-
band der Schweizer Unternehmen ist ferner der Überzeugung,
dass die Gewährleistung oder gar die Lenkung der Vielfalt und
Qualität des Medienangebots keine
Staatsaufgabe ist.

Diese Äusserungen gel-
ten auch für die laufende Totalrevi-
sion des Filmgesetzes. Tendenziell
enthält der vorliegende Entwurf aus
liberaler Optik zwar einige Verbes-
serungen sowohl gegenüber dem
geltenden Recht als auch der Ver-
nehmlassungsvorlage. Insbesondere
verzichtet er beispielsweise auf eine
eigentliche wettbewerbsrechtliche «lex specialis». Allerdings
konnte sich der Bundesrat nicht dazu durchringen, auf wirt-
schaftslenkende Massnahmen ganz zu verzichten. Die von eco-
nomiesuisse in der Vernehmlassung scharf kritisierte Len-
kungsabgabe wurde in Analogie zum CO2-Gesetz in eine subsi-
diäre Form umgearbeitet. Offensichtlich ist die Ausstrahlung
von kassenträchtigen Kinofilmen («Blockbuster») ähnlich
«schädlich» wie der Ausstoss von Schadstoffen.

Revision RTVG
Das wohl wichtigste laufende medienpolitische Geschäft ist die
Revision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG). Im Januar
2000 hat der Bundesrat mit einem Aussprachepapier die Eck-
pfeiler der Revision bekannt gegeben. economiesuisse hat im

Rahmen einer Task-Force auf dieser Basis ein Positionspapier
ausgearbeitet.1 Darin fordert sie, staatliche Interventionen und
Regulierungen nur aus zwei Gründen zuzulassen: entweder
wenn knappe (Verbreitungs-)Ressourcen wie Frequenzen ver-
teilt werden müssen oder wenn Service-public-Aufgaben unter
Nutzung von öffentlichen Ressourcen wahrzunehmen sind. In
diesem Sinne wird eine konsequente Umsetzung des dualen
Systems ohne Gebührensplitting (d.h. eine gebührenfinanzier-
te SRG einerseits und mit mindestens so liberalen Werbevor-
schriften wie das europäische Ausland ausgestattete private
Anbieter andererseits) als zurzeit einzig realistische Variante
unterstützt. economiesuisse ist aber der Meinung, dass der Ser-
vice public der SRG mit einem klaren Leistungsauftrag restrik-
tiver umschrieben und wirksamer kontrolliert werden muss (in-
haltlich, aber auch bezüglich der Kosten ‹Transparenz!›). Der
Umfang des gebührenfinanzierten SRG-Angebots lässt sich
nur auf einem wesentlich tieferen Niveau als heute (sechs Fern-
seh-, 16 Radioprogramme) rechtfertigen. Gleichzeitig erscheint
es sinnvoll, die Vereinsstruktur der SRG zu überprüfen, um den
einzelnen Unternehmenseinheiten mehr unternehmerische
Freiheiten zu gewähren. Angesichts des schnellen technologi-
schen Wandels und der fortschreitenden Konvergenz ist eine
technologieneutrale Regelung der Verbreitungsinfrastruktur
und eine saubere Abgrenzung und Regelung der Zuständigkei-
ten zwischen dem RTVG und dem Fernmeldegesetz resp. zwi-
schen dem Bundesamt für Kommunikation und der Eidgenös-
sischen Kommunikationskommission unerlässlich.

Transformation der Medienpolitik
Einst war die Medienpolitik mit kultur- und integrationspoli-
tischen Zielen auf das Engste verknüpft, heute wird sie aber 

immer mehr zur Wirtschafts- und
Standortpolitik. Die Kommunika-
tionswirtschaft rückt damit ins Zent-
rum der Wirtschaftsentwicklung. Sie
entscheidet massgeblich über die
Prosperität einer Volkswirtschaft.
Für die Schweiz ist es im internatio-
nalen Wettbewerb entscheidend,
durch ein technisch und inhaltlich
hoch stehendes Angebot an neuen
Informations- und Kommunikati-

onstechnologien die Attraktivität und Zukunftsorientierung des
Wirtschaftsstandortes zu sichern. Neben der Gewährleistung
der Meinungs- und Informationsfreiheit muss das primäre Ziel
einer schweizerischen Medienpolitik die Schaffung der Voraus-
setzungen für eine innovations- und leistungsfähige Medien-
industrie sein. Die Verschmelzung der Informations-, Tele-
kommunikations- und Medienwirtschaft und die Internationa-
lisierung erfordern ein Abschiednehmen von der sektoriellen
Betrachtungsweise der verschiedenen Medien. Um den Wettbe-
werb zu stärken, sollte die Regulierungsdichte abgebaut und die
Kommunikationsordnung in die allgemeine Wirtschaftsordnung
integriert werden.

Eine Bewertung nach 
Gesinnungsstandpunkten 

hat in einer liberalen 
Medienordnung keinen Platz.

1 Abrufbar unter: http://www.economiesuisse.ch/d/fokus/ 
schwerpunkt_detail.htm?id=32&sid=50&detail=89 
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Finanzen und Steuern

Finanzen und Steuern

Allgemeine Ausrichtung
Nach einer langen Defizitperiode weist der Rechnungs-
abschluss 2000 einen Überschuss von 4,5 Milliarden Franken
aus, das heisst eine Differenz von mehr als sechs Milliarden
gegenüber dem ursprünglich budgetierten Defizit. Diese bedeu-
tende Differenz ist teilweise auf den Wirtschaftsaufschwung
zurückzuführen und drückt sich in substanziellen Mehrein-
nahmen bei der Verrechnungssteuer, der direkten Bundessteuer
(vor allem aus den Gewinnen der juristischen Personen) und
der Stempelabgabe aus.

Die Botschaft zur Schuldenbremse wird momentan
im Parlament diskutiert. Es handelt sich um ein Instrument, das
die Festlegung der Ausgabenentwicklung auf der Basis des 
Einnahmenniveaus ermöglichen soll. Mit diesem Mechanismus 
soll strukturellen finanziellen Ungleichgewichten vorgebeugt
und so die Schuldenlast in den Griff bekommen werden. In die-
sem Umfeld sieht der Finanzplan des Bundes bis 2004 eine jähr-
liche Ausgabensteigerung in der Höhe von fast 4,5 Prozent vor.

Bei den Steuerreformen tritt das Paket des Bun-
desrates (Stempelabgabe, Familien, Wohneigentum) endlich
in die parlamentarische Phase,
nachdem es vom Eidgenössischen
Finanzdepartement hinausgescho-
ben worden war. Das Parlament,
das dieses Massnahmenpaket als
ungenügend erachtet, hält unter
der Federführung der bürgerli-
chen Parteien den Druck aufrecht,
weiter auf Steuersenkungen und
einer umfassenden Kursänderung
bei der Steuerpolitik zu beharren.
In diesem Rahmen werden Re-
formvorschläge diskutiert, die da-
rauf abzielen, die steuerliche At-
traktivität des Wirtschaftsstand-
orts Schweiz für Unternehmen
und Einzelpersonen zu erhöhen. Ein erster Entwurf der neu-
en Finanzordnung für 2007 sollte im Lauf dieses Jahres in die
Vernehmlassung kommen.

Positionen
■ Um die steuerliche Attraktivität des Wirtschaftsstandorts

Schweiz dauerhaft zu stärken und auf internationaler Ebe-
ne ein negatives Signal zu vermeiden, bleibt das Prinzip ei-
ner substanziellen Senkung der Steuerbelastung – welche
im Lauf der letzten Jahre massiv zugenommen hat – mehr
denn je ein Eckpfeiler der Wirtschaftspolitik.

■ Der Schwerpunkt der Steuersenkungen muss bei Mass-
nahmen zu Gunsten der Unternehmen und Unternehmer
gesetzt werden, denn sie sind der Motor für ein dauerhaftes
Wachstum. Ihr Anteil an den Steuereinnahmen hat im
Übrigen in letzter Zeit beträchtlich zugenommen, dies ob-

wohl eine Reform der Unternehmensbesteuerung 1997
durchgeführt worden ist.

■ Das Steuerpaket des Bundesrates ist ein erster Schritt in
die richtige Richtung. Es ist jedoch notwendig, darin Mass-
nahmen aufzunehmen, die den Erhalt und die rasche Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ermög-
lichen. In diesem Sinn stellt eine Senkung des Gewinnsteu-
ersatzes der juristischen Personen bei der direkten Bun-
dessteuer eine wirksame Massnahme dar, die der Tendenz
entspricht, wie sie in den anderen OECD-Ländern beob-
achtet werden kann.

■ Da eine effektive Umsetzung von Reformen unvermeidli-
cherweise eine gewisse Zeit braucht, ist es wichtig, dass die
Steuersenkung rasch an die Hand genommen wird. Damit
wird es vor allem möglich, präventiv und rechtzeitig  neuen
Ausgaben den Riegel zu schieben. Gleichzeitig müssen mit
allfällig realisierten Überschüssen die Schulden abgebaut
werden.

■ Die Finanzperspektiven des Bundes, die mit einer Explosi-
on der Ausgaben in den nächsten Jahren rechnen, sind in-
akzeptabel. Wenn sich die Schweiz dauerhaft aus dem Teu-

felskreis einer unablässig wach-
senden Fiskal- und Staatsquote
befreien will, müssen rechtzeitig
Steuersenkungen eingeleitet und
die nötige Budgetdisziplin si-
chergestellt werden. In dieser
Hinsicht stellt die Schulden-
bremse ein taugliches Instrument
zum Erreichen dieses Ziels dar.
Vor allem wird man auch tief
greifend und ohne Tabus die
staatlichen Aktivitäten überprü-
fen und sich mit neuen Ansätzen
befassen müssen, wie man die
Ausgabenentwicklung in den
Griff bekommen kann.

■ Im Hinblick auf die neue Finanzordnung stellt das «Steu-
erkonzept der Wirtschaft» die Diskussionsgrundlage der
Wirtschaft dar. Nebst den auf den folgenden Seiten präsen-
tierten Massnahmen muss die Verlagerung eines Teils der 
direkten Steuer zur Mehrwertsteuer hin ebenso ins Auge
gefasst werden wie eine Umwandlung der heutigen direk-
ten Bundessteuer in eine reine kantonale Finanzaus-
gleichssteuer. Umgekehrt muss aufgrund der Ergebnisse
der jüngsten Volksabstimmungen die Idee einer ökologi-
schen Steuerreform begraben werden.

Das Prinzip einer 
substanziellen Senkung der 
Steuerbelastung – welche 

im Lauf der letzten Jahre massiv 
zugenommen hat – bleibt 

mehr denn je ein Eckpfeiler der
Wirtschaftspolitik.



Finanzen und Steuern 45
T E I L 2

Steuerliche Attraktivität 
des Wirtschaftsstandorts Schweiz
Ziel des Bundesrates ist, mögliche Reformen aufzuzeigen,
mit denen die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Schweiz
verstärkt und so die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
erhöht werden kann. So sollten
Steuern, die nachhaltig die wirt-
schaftliche Attraktivität schädigen,
abgebaut oder abgeschafft werden.
Um das Budgetgleichgewicht zu er-
halten, müssten die daraus sich erge-
benden Einnahmeneinbussen je-
doch im gleichen Sektor kompen-
siert werden. In diesem Sinne, und
um die Regeln einer rechtsformun-
abhängigen Unternehmensbesteue-
rung zu definieren, ist der Bundesrat
bereit, die Einführung einer Beteili-
gungsgewinnsteuer zu prüfen und
dabei gleichzeitig die doppelte wirt-
schaftliche Besteuerung abzufe-
dern. Momentan liegen noch keine
konkret formulierte Vorschläge vor.
Eine Expertenkommission wurde
mit dieser Frage beauftragt.

Gleichzeitig wurden ver-
schiedene Motionen eingereicht, welche die Einleitung eines
zweiten Massnahmenpakets neben dem Steuerpaket des Bun-
desrates zum Ziel haben und zurzeit im Parlament diskutiert
werden. Diese Motionen wollen die steuerliche Attraktivität
des Wirtschaftsstandorts Schweiz stärken, insbesondere zu
Gunsten der KMU und des Mittelstandes.

Positionen 
■ Wenn die Schweiz bei der Besteuerung der Unternehmen

eine Spitzenposition behalten und sie verstärken will, muss
rechtzeitig gehandelt werden, denn es handelt sich um ei-
nen auf internationaler Ebene sehr dynamischen Bereich.
Da Reformen eine gewisse Zeit benötigen, bevor sie sich
konkret umsetzen lassen und ihre Wirkung entfalten,
würde ein längeres Zuwarten das Risiko mit sich bringen,
der Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Schweiz zu 
schaden. Eine steuerliche Entlastung der Unternehmen
impliziert nicht unbedingt einen Rückgang der Einnah-
men, sondern regt erfahrungsgemäss das Wachstum an.

■ In erster Linie muss der Steuersatz auf dem Unterneh-
mensgewinn bei der direkten Bundessteuer gesenkt wer-
den, was eine rasche und wirksame Entschärfung des 
Problems der doppelten Unternehmensbesteuerung erlau-
ben würde. Eine solche Massnahme entspricht im Übrigen
der in den anderen Ländern beobachteten Tendenz, die
Steuersätze der juristischen Personen zu senken.

■ Im internationalen Vergleich sind die natürlichen Perso-
nen stark durch die direkten Steuern belastet, die sich we-
gen ihrer steilen Progression bereits auf die mittleren Ein-
kommensschichten spürbar auswirken. Das hemmt die

Leistungsbereitschaft der Selbständigen und der Arbeit-
nehmer. Die Progression der direkten Bundessteuer muss
deshalb gemildert werden. Diese Massnahme muss allen
Steuerpflichtigen zugute kommen und zur laufenden Re-
form der Familienbesteuerung hinzukommen.

■ Um die wirtschaftliche Doppelbelastung der Gewinne zu
mildern, braucht es eine Entlastung auf der Ebene des

Aktionärs, wie das verschiedene
Kantone oder auch Deutschland
vorsehen (Halb-Einkunft-Verfah-
ren). Umgekehrt ist die Idee ei-
ner Beteiligungsgewinnsteuer als
Kompensation klar abzulehnen,
denn sie würde die so erreichte 
Erleichterung wieder aufheben.
Eine solche Steuer würde die
Bemühungen um die Förderung
von Risikokapital zu Gunsten der
KMU und der jungen Unterneh-
men zu Fall bringen.
■ Daneben muss auch die Gesetz-
gebung im Bereich der Verlustver-
rechnung, die im internationalen
Vergleich zu streng ist, revidiert
werden. Sie hält die Unternehmen
davon ab, sich innovativ zu betäti-
gen und Risiken einzugehen und
bremst zudem die Schaffung von

Holdings. Die Situation muss also sowohl für die Einzel-
firmen (zeitlicher Aufschub) wie auch für die Konzerne
verbessert werden.

■ Auch andere Massnahmen können ins Auge gefasst wer-
den, darunter in erster Linie: die Abschaffung der kantona-
len Kapitalsteuer, der generelle Übergang in den Kanto-
nen zu einer proportionalen Gewinnsteuer, Massnahmen
zur Förderung der Ansiedlung von Konzernen und ihren
Führungskräften (Expatriates), gezielte Erleichterungen
bei der Geschäftsübergabe und -aufgabe für Personenge-
sellschaften und private Aktiengesellschaften sowie die
Garantie der Steuerneutralität bei Umstrukturierungen.

■ Schliesslich wäre beim internationalen Steuerrecht die
Aufhebung gewisser Hindernisse zu begrüssen. Insbeson-
dere muss versucht werden, das schweizerische Netz der
Doppelbesteuerungsabkommen systematisch auszubauen
und die Standortnachteile bei der Quellenbesteuerung auf-
zuheben (Mutter-Tochter-Richtlinien der EU u.a.).



Revision der Stempelabgabe

Im Lauf der Wintersession 2000 hat das Parlament dring-
liche Massnahmen zu Gunsten des Börsenplatzes bei der
Stempelabgabe angenommen, insbesondere im Hinblick auf
die Zusammenarbeit zwischen der Schweizer Börse und
«virt-x». Diese Massnahmen sind am 1. Januar 2001 in Kraft
getreten und sollten eine auf 220
Millionen Franken beschränkte
Steuererleichterung mit sich brin-
gen, während der Bundesrat ur-
sprünglich eine Entlastung von fast
500 Millionen Franken vorgeschla-
gen hatte.

Nach dem neuen Gesetz
ist nur ein Teil der institutionellen
Anleger (namentlich die ausländi-
schen institutionellen Anleger und
die Schweizer Anlagefonds) von
der Umsatzabgabe befreit. Zudem
ist der Handel mit Schweizer Titeln
(insbesondere «Blue Chips») an ei-
ner ausländischen Börse nicht mehr
der Umsatzabgabe unterstellt. Um-
gekehrt gelten die Pensionskassen
und die anderen schweizerischen
institutionellen Anleger als Effek-
tenhändler und sind somit der Um-
satzabgabe unterstellt.

Da die Gültigkeit dieses
dringlichen Bundesgesetzes zeitlich
beschränkt ist, werden die vom Parlament beschlossenen
Massnahmen in ordentliches Recht überführt werden müssen
und so Teil des bundesrätlichen Steuerpakets (Familien,
Wohneigentum, Stempelabgabe) werden, dessen Botschaft
nächstens im Parlament diskutiert wird.

Positionen
■ Ganz allgemein muss jede Massnahme unterstützt werden,

die einen Abbau – ohne finanzielle Kompensation – der
Standortnachteile des Finanzplatzes Schweiz gegenüber
der internationalen Konkurrenz ermöglicht. Die Erhaltung
eines starken und leistungsfähigen Finanzplatzes in der
Schweiz ist für die Gesamtwirtschaft lebensnotwendig.

■ Auch wenn die Gleichbehandlung zwischen den verschie-
denen Kategorien von institutionellen Anlegern nicht ga-
rantiert werden konnte, ist die dringliche Steuerentlastung
für die Geschäfte der Investorensegmente, die am meisten
von einer Auslagerung gefährdet sind, sowie diejenigen, die
von Anfang an optimale Bedingungen für die Zusammen-
arbeit zwischen der Schweizer Börse und «virt-x» bieten
können, zu begrüssen.

■ Trotzdem stellt das vom Parlament verabschiedete dring-
liche Gesetz einen bedeutenden Rückzieher im Vergleich
zum ursprünglichen Vorschlag des Bundesrates dar, ist
doch die steuerliche Erleichterung um mehr als die Hälfte
reduziert worden. Die zusätzliche Ungleichbehandlung

zwischen schweizerischen und ausländischen institutionel-
len Anlegern ist besonders problematisch und verursacht
eine ungerechtfertigte Diskriminierung. Beim Übergang
vom Dringlichkeitsrecht zum ordentlichen Recht gilt es,
diesen Missstand zu korrigieren.

■ Längerfristig ist die Abschaffung aller Stempelabgaben an-
zustreben (Umsatz, Emissionen und Versicherungen). Es
ist weitgehend unbestritten, dass diese Steuern wirtschaft-

lich schädlich sind, da sie nicht den
Ertrag der besteuerten Geschäfte
berücksichtigen, sondern direkt die
Substanz angreifen.
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Reform der Familienbesteuerung

In erster Linie zielt die bei der Ehepaar- und Familienbe-
steuerung vorgesehene Reform darauf ab, die steuerlichen
Nachteile, unter denen Ehepaare im Vergleich zu Konkubi-
natspaaren leiden, zu beseitigen. Andererseits besteht das
Ziel darin, die Steuerbedingungen für Eltern minderjähriger
Kinder oder Kinder in Ausbildung zu verbessern. Diese Re-
form wird Steuerausfälle in der Grössenordnung von 1,3 Mil-
liarden Franken mit sich bringen, wovon 900 Millionen zu 
Lasten des Bundes gehen.

Aufgrund der Ergebnisse der Vernehmlassung im
Jahr 2000 hat sich der Bundesrat zu Gunsten eines Teil-
splittings ohne Wahlrecht für Konkubinatspaare ausgespro-
chen. Dieses System sieht vor, dass nur verheiratete Paare in
den Genuss eines Vorzugssatzes auf der Basis des gesamten
Haushaltseinkommens kommen, das gemäss einem be-
stimmten Quotienten dividiert wird (2 beim Vollsplitting;
weniger als 2 beim Teilsplitting). Um vom Splitting pro-
fitieren zu können, spielt es bei 
diesem Modell keine Rolle, ob 
ein Ehepaar ein oder mehrere Kin-
der hat. Der Bundesrat hat sich zu
Gunsten eines Teilsplittings mit ei-
nem Divisor von 1,9 ausgespro-
chen, was heisst, dass der ange-
wandte Steuersatz von einem Ein-
kommen ausgeht, das 52,63 Pro-
zent des Haushaltseinkommens
entspricht. Indem er sich für einen
Divisor unter 2 (und damit für we-
niger hohe Entlastungen) entschie-
den hat, hat sich der Bundesrat ei-
nen Handlungsspielraum bewahrt,
den er benutzt hat, um den Kinder-
abzug auf 9000 Franken pro Kind
zu erhöhen.

Die Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung
ist Teil des Steuerpakets des Bundesrates, dessen Botschaft im
Parlament diskutiert wird.

Positionen 
■ Die Wirtschaft setzt sich für eine moderne Familienpolitik

ein, welche die gesellschaftlichen Entwicklungen berück-
sichtigt und auf der privaten Initiative und individuellen
Verantwortung beruht. Die Familienpolitik muss sich in 
die Optik einer globalen Strategie einbetten, welche die
Sanierung der Sozialversicherungen anvisiert.

■ Eine Reform, welche die Beseitigung der unterschied-
lichen Belastung von Ehe- und Konkubinatspaaren und
die Förderung der Familien in all ihren Formen ermöglicht,
ist als positiv zu betrachten. Die Einnahmenverluste aus 
einer solchen Reform dürfen jedoch nicht ein Hindernis
für die Umsetzung eines Steuerreformpakets darstellen,
das rechtzeitig die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Schweiz verbessern soll.

■ Die Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung ist in
den Rahmen einer allgemeinen Steuersenkung einzubet-
ten, wenn möglich für alle Steuerpflichtigen. Sie darf nicht
zu Mehrbelastungen für einzelne Bevölkerungsgruppen
führen.

■ Unter den verschiedenen diskutierten Modellen ist das
Familiensplitting dasjenige, bei welchem das Vorhanden-
sein eines oder mehrerer Kinder beim Ehe- oder Konku-
binatspaar für die Anwendung des Splittingverfahrens
massgebend ist. Dieses System erlaubt es, besser den 
wiederholten Forderungen zur Einführung einer Kinder-
zulage auf Bundesebene entgegenzutreten, und es ist auch
das geeignetste System, um die oben erwähnten Steuer-
ziele zu erreichen. Aus der Sicht der administrativen 
Belastung ist dieses System jedoch nicht optimal.

■ Parallel zur Reform der Familienbesteuerung gilt es, die
von der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerates vorgeschlagene Variante weiterzuverfolgen
und die sehr steile Progression des Steuersatzes der direk-
ten Bundessteuer abzuschwächen.

■ Um neue Vorzugsbehandlungen
zu vermeiden, muss Zurückhaltung
bei neuen Abzügen an den Tag ge-
legt werden.
■ Eine Ausdehnung des gewähl-
ten Systems auf die Kantone durch
das Steuerharmonisierungsgesetz
ist soweit angebracht, als deren 
Autonomie im Bereich der Tarife
nicht eingeschränkt wird.
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Eine Reform, welche die 
Beseitigung der unter-

schiedlichen Belastung von 
Ehe- und Konkubinatspaaren

und die Förderung der 
Familien in all ihren Formen 

ermöglicht, ist als 
positiv zu betrachten.



Besteuerung des Wohneigentums

Nach der Ablehnung 1999 der Volksinitiative «Wohneigen-
tum für alle» hat das Eidgenössische Finanzdepartement 
eine Kommission mit dem Auftrag
eingesetzt, andere Lösungen zu er-
arbeiten, die ertragsneutral für die
Bundeseinnahmen sind. Im Früh-
ling 2000 hat sich diese Kommission
für einen radikalen Systemwechsel
mit einem Verzicht sowohl auf 
die Besteuerung des Eigenmiet-
werts wie auch auf die Möglich-
keit des Abzugs der Hypothekar-
zinsen und der Unterhaltskosten
ausgesprochen.

Das nachfolgende Ver-
nehmlassungsverfahren brachte
sehr unterschiedliche Meinungen
über den möglichen Systemwechsel an den Tag, insbeson-
dere in den direkt betroffenen Kreisen. Trotz dieser un-
einheitlichen Ergebnisse will der Bundesrat einen praktisch
ertragsneutralen Systemwechsel vornehmen. Diese Reform
sieht folgende Punkte vor: Abschaffung der Besteuerung 
des Eigenmietwerts; Aufhebung des Zinsabzugs für die 
privaten Schulden, die zur Finanzierung des selbst genutz-
ten Wohneigentums dienen; Streichung des Abzugs für 
die Unterhaltskosten für Liegenschaften, jedoch Aufrecht-
erhaltung eines beschränkten Abzugs für aperiodische 
Unterhaltskosten.

Andererseits sind flankierende Massnahmen für
Neuerwerber vorgesehen; diese sollen ihnen einen degres-
siven Abzug der Passivzinsen in den ersten zehn Jahren 
nach dem Kauf ermöglichen. Der Systemwechsel soll zu-
dem erst mehrere Jahre nach der Annahme der Reform in
Kraft treten, damit die Wohneigentümer ihre Vorkehrungen
langfristig planen können. Schliesslich ist vorgesehen, einen
allfälligen Abzug für das Bausparen im Rahmen der Säule 3a
zu gewähren.

Dieser Systemwechsel beim Eigenmietwert ist Teil
des bundesrätlichen Steuerpakets, dessen Botschaft im Parla-
ment diskutiert wird.

Positionen 
■ Eine kohärente und integrierte Politik, welche den Er-

werb von Wohneigentum begünstigt, muss entwickelt 
werden. Bei der Steuerpolitik ist das Schwergewicht jedoch
in erster Linie auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit des Wirtschaftsstandorts zu setzen.

■ Ein Systemwechsel beim Eigenmietwert, so wie er disku-
tiert wird, kann ins Auge gefasst werden. Bevor eine Re-
form eingeleitet wird, müssen jedoch die möglichen Folgen
eines solchen Wechsels noch vertieft eruiert werden. Denn
für viele Fragen gibt es noch keine befriedigenden Ant-
worten. Deshalb muss die Reform der Besteuerung von
Wohneigentum vom Rest des Steuerpakets (Familien,
Stempelabgabe) losgelöst werden.

■ Der Systemwechsel darf weder zusätzliche Einnahmen mit
sich bringen noch eine Umverteilung unter den verschie-
denen Kategorien von Eigentümern zur Folge haben. Dazu
muss die Umschreibung der relevanten Hypothekarzinsen
sorgfältig geprüft werden, und die Reform darf keine

Rückwirkung auf die sonstigen
Zinsen der Privatschulden haben.
Um die Qualität des Immobilien-
bestandes zu erhalten, ist es
schliesslich angezeigt, den Abzug
für die Unterhaltskosten integral
beizubehalten.
■ Im Fall eines Systemwech-
sels sind grosszügige Übergangs-
und Begleitmassnahmen angezeigt
(Wahlrecht beim System während
mindestens zehn Jahren und voller,
unbegrenzter Abzug der Hypo-
thekarzinsen während mindestens
15 Jahren).

■ Wenn das Reformprojekt schliesslich zu keiner befriedi-
genden Lösung führt, ist die Beibehaltung des aktuellen
Systems mit Anpassungen vorzuziehen.
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Neuer Finanzausgleich

Mit einer gewissen Verspätung im Vergleich zum ursprüng-
lichen Terminplan kommt die Reform zum Finanzausgleich
und zur Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 
langsam aber sicher ans Ziel. Die aus Vertretern des Bundes
und der Kantone zusammengesetzte Delegation sieht vor,
im Herbst 2001 dem Bundesrat einen gut durchdachten Bot-
schaftsentwurf vorzulegen. Vorgängig müssen noch einige
methodische Fragen vertieft behandelt und die Auswirkun-
gen dieses umfassenden Reformprojekts einer letzten Prü-
fung unterzogen werden.

Im Vergleich zum heutigen System des Finanz-
ausgleichs muss die Reform einen wirksameren und ge-
zielteren Einsatz der vorhandenen finanziellen Mittel er-
möglichen. Dieses Ziel müsste dank eines Abbaus der
wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den Kantonen so-
wie durch die Förderung einer sinnvollen Nutzung der
Steuereinnahmen und den Aufbau von flexiblen, kantons-
übergreifenden Formen der Zusammenarbeit erreicht wer-
den können. In Zukunft werden
mehr Aufgaben ausschliesslich ent-
weder dem Bund oder den Kanto-
nen übertragen. Bei Aufgaben, die
weiterhin gemeinsam von Bund und
Kantonen wahrgenommen werden
müssen, muss die Zusammenarbeit
besser organisiert werden. Grund-
sätzlich werden die Kantone mehr
Mittel zur freien Verfügung und 
weniger zweckgebundene Beträge erhalten, was ihren 
Spielraum vergrössern wird. Die wichtigsten Ziele, insbeson-
dere im sozialen Bereich, sollen mit Hilfe von Minimal-
standards, die im ganzen Land anwendbar sind, festgelegt
und sichergestellt werden.

Zum heutigen Zeitpunkt ist vorgesehen, die Re-
form integral (und nicht etappenweise) in Angriff zu neh-
men. Nur eine substanzielle Entflechtung der Aufgaben und
ihrer Finanzierung kann die erhöhte Effizienz in genügen-
dem Mass ermöglichen.

Positionen 
■ Die Wirtschaft unterstützt die Grundzüge des Projekts

und befürwortet deren rasche Umsetzung. Um das zu er-
reichen, ist es vor allem wichtig, dass die betroffenen Kör-
perschaften sich entschlossen dahinter stellen.

■ Das Projekt darf nicht zu einer Ausdehnung der öffent-
lichen Leistungen führen, sondern muss sich darauf be-
schränken, die überprüften Tätigkeiten des Staats effizien-
ter zu gestalten. Allfällige Effizienzgewinne, die sich aus
dieser Reform ergeben könnten, müssen dazu beitragen,
die Ausgaben zu reduzieren, deren allgemeine Entwick-
lung – insbesondere auf Bundesebene – mehr als alarmie-
rend ist.

■ Die Reform ist entscheidend für die Stärkung des Födera-
lismus. In diesem Sinn muss sie die Finanzautonomie der
Kantone garantieren; sie bleibt untrennbar mit einem hin-

reichenden Steuerwettbewerb verbunden. Die sparsame
Verwendung der öffentlichen Gelder, eine effiziente Ver-
waltung sowie Anreize zur Senkung der Steuerlast bleiben
zentrale Anliegen der Finanzpolitik. In dieser Hinsicht ist
es nötig, Leitplanken vorzusehen, um eine Steuernivellie-
rung zwischen den Kantonen zu vermeiden. Im Übrigen
muss die Reform für die verschiedenen Ebenen des Staa-
tes haushaltsneutral bleiben, und es ist darauf zu achten,
dass die Mindestausstattung des Bundes zu Gunsten der
Kantone nicht zu einem finanziellen Fass ohne Boden
wird.

■ Bei Verbundaufgaben sind die Instrumente für eine 
Partnerschaft zwischen Bund und Kantonen ebenso zu 
begrüssen wie diejenigen, welche die interkantonale 
Zusammenarbeit stärken sollen. Andererseits ist die
Stossrichtung der Massnahmen für eine Entflechtung der
Aufgaben insgesamt richtig, auch wenn für einige der 
Aufgaben weiter gehende Vorschläge ins Auge gefasst
werden könnten. Was den neuen Ressourcenindex be-
trifft, muss sich dieser auf eine solide Basis stützen und
kohärente finanzpolitische Anreize schaffen. Schliesslich

bestehen gewisse Vorbehalte 
hinsichtlich der ökonomischen
Stichhaltigkeit, die Sonderlasten
für die Berg- und Stadtkantone
sowie den Regionalverkehr aus-
zugleichen.
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Die Reform ist entscheidend 
für die 

Stärkung des Föderalismus.



Kapitalgewinnsteuer
Eine Volksinitiative, welche die Besteuerung von privaten
Kapitalgewinnen vorsieht, wurde im November 1999 einge-
reicht. In seiner Botschaft ans Parlament vom Oktober 2000
lehnt der Bundesrat diese Initiative ohne Gegenvorschlag ab.

Demgegenüber betrachtet der Bundesrat die Be-
teiligungsgewinnsteuer als mög-
lichen teilweisen Ersatz für eine
globale Kapitalgewinnsteuer. Des-
halb wird die Einführung einer 
solchen Steuer im Rahmen der 
Arbeiten einer Kommission näher
geprüft, die den Auftrag hat, ei-
nen Bericht über die Frage der
rechtsformunabhängigen Unter-
nehmensbesteuerung abzuliefern.

Aus zeitlichen Grün-
den wurde die Beteiligungsge-
winnsteuer in der Botschaft des
Bundesrates zur Initiative für eine Kapitalgewinnsteuer nicht
als indirekter Gegenvorschlag präsentiert.

Positionen
■ Die Wirtschaft widersetzt sich vehement einer Kapital-

gewinnsteuer, die auf Elementen des Privatvermögens er-
hoben wird. Die Einführung einer neuen Steuer würde der
aktuellen Tendenz zuwiderlaufen, welche dahin geht, das
allgemeine Niveau der Steuerbelastung zu senken.

■ Die Einführung dieser neuen Steuer hätte negative Kon-
sequenzen für den Wirtschafts- und Finanzplatz Schweiz.
Die privaten Aktionäre – kleine und grosse – würden 
ebenso wie die privaten Inhaber von Anlagefonds einmal
mehr bestraft, denn sie würden nicht nur auf ihrem Ver-
mögen und der bereits doppelt besteuerten Dividende 
mit einer Steuer belegt, sondern auch noch auf dem Kapital-

gewinn, den sie realisieren könnten.
■  Die Erfahrungen in den Kan-
tonen, in welchen diese Steuer ein-
geführt wurde, zeigen, dass sie ei-
nen grossen administrativen Auf-
wand erfordert, während sich nur
ein bescheidener Ertrag ergibt.
Die Möglichkeit, die Verluste ab-
zuziehen, die sich logischerweise
aus der Besteuerung der Gewinne
ergeben würde, würde den Ertrag
stark vermindern oder sogar zu 
einer Zufallsgrösse werden lassen.

Man muss auch die grosse Bürokratie berücksichtigen,
die sich bei der Kontrolle ergibt. Die Einzelpersonen
wären praktisch gezwungen, eine detaillierte Buchführung
zu erstellen.

■ Daneben ist auch festzuhalten, dass die Einführung 
einer Beteiligungsgewinnsteuer keine valable Alter-
native darstellt. Die Einführung einer solchen Steuer 
würde den Bemühungen entgegenlaufen, den KMU und
jungen Unternehmen Risikokapital zur Verfügung zu 
stellen.
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Die Einführung 
dieser neuen Steuer hätte 
negative Konsequenzen 

für den Wirtschafts- 
und Finanzplatz Schweiz.

Andere Themen der Finanz- und Steuerpolitik
■ Das Bundesgesetz und die Verordnung über die Mehrwert-

steuer (MwSt.) sind am 1. Januar 2001 in Kraft getreten.
Während 1999 der ordentliche Satz der MwSt. von 6,5 auf
7,5 Prozent angehoben wurde, wurden alle Sätze der
MwSt. am 1. Januar 2001 nochmals um 0,1 Prozentpunkt
erhöht. Eine zusätzliche Anhebung um 2,5 Prozentpunkte
ist zudem im Rahmen der 11. AHV-Revision vorgesehen,
um die Finanzierung der Sozialwerke sicherzustellen. Die-
se Erhöhung ist jedoch nicht möglich ohne eine Verfas-
sungsänderung und damit eine Volksabstimmung.

■ Der Bundesrat hat sich zu Gunsten einer allgemeinen
Steueramnestie ausgesprochen. Ein Entwurf dazu wird im
Lauf des Jahres 2001 in die Vernehmlassung gelangen.

■ Der Bundesrat hat eine Vereinfachung der Verrechnungs-
steuer zu Gunsten der Konzerne bei der Dividendenaus-
schüttung gutgeheissen. Diese Änderung ist am 1. Januar
2001 in Kraft getreten und wird auf die nach diesem Datum
fällig werdenden Dividenden angewandt.

■ Die EU beabsichtigt, eine Richtlinie zur grenzüber-
schreitenden Zinsbesteuerung zu erlassen, die ab 2010
innerhalb der EU eine Meldepflicht  beinhaltet. Mit Dritt-
staaten sollen äquivalente Lösungen gesucht werden.
Im Hinblick auf kommende Verhandlungen mit der 
EU hat das Finanzdepartement Abklärungen über die
Machbarkeit einer Zahlstellensteuer in der Schweiz ver-
anlasst.
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Verkehrspolitik: hoher Stellenwert
Schon seit längerer Zeit steht die Verkehrspolitik in einem
Zielkonflikt zwischen der effizienten Bewältigung der Ver-
kehrsbedürfnisse und einer möglichst umweltschonenden
Verkehrsabwicklung. Diese Gratwanderung wird durch die
Tatsache erschwert, dass die Schweiz in diesem Bereich nicht 
völlig autonom handeln kann, sondern auch die Ansprüche
des Auslandes mitberücksichtigen muss. Dies zeigte sich be-
sonders deutlich bei der Aushandlung der bilateralen Ab-
kommen mit der EU, wo sich das Landverkehrsdossier als ei-
nes der wichtigsten, aber auch als
eines der schwierigsten erwiesen
hat. economiesuisse räumt der
Verkehrspolitik einen hohen Stel-
lenwert ein, da ein gut ausgebautes
Verkehrssystem einen wesent-
lichen Faktor für die Standort-
qualität eines Landes darstellt.
economiesuisse hat deshalb den
Bundesbeschluss über Bau und 
Finanzierung von Infrastruktur-
vorhaben des öffentlichen Ver-
kehrs, welcher als wichtigste Ele-
mente die NEAT und Bahn 2000
enthielt, begrüsst. Beide Projekte
befinden sich mittlerweilen in der Realisierungsphase und
werden eine deutliche Modernisierung unserer Bahn-
Infrastruktur bringen. Die NEAT wird auch erlauben, den
grössten Teil des alpenquerenden Schwerverkehrs auf der
Schiene abzuwickeln, wozu die auf 1. Januar 2001 in Kraft
gesetzte leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA)
fiskalisch beitragen soll.

Sinnvolle Verkehrsaufteilung
economiesuisse ist immer für eine sinnvolle Verkehrsauf-
teilung zwischen Bahn und Strasse eingetreten und hat des-
halb auch, trotz erheblichem Widerstand aus eigenen Krei-
sen, die LSVA unterstützt. Man darf aber nicht übersehen,
dass der Verlagerung auf die Schiene Grenzen gesetzt wer-
den. Die Feinverteilung der Güter und Transporte auf kurze
und meist auch auf mittlere Distanzen kann ökonomisch nur
auf der Strasse erfolgen. economiesuisse plädiert deshalb 
für einen angemessenen Ausbau unseres Strassennetzes,
auch des Nationalstrassennetzes. Dabei geht es nicht primär
um eine generelle Kapazitätsausweitung, sondern um die
Behebung von Engpässen. economiesuisse setzt sich für 
eine realitätsnahe Verkehrspolitik ein und lehnt deshalb 
Experimente wie die Einführung landesweiter autofreier
Sonntage oder die generelle Einführung Tempo 30 innerorts
ab. Sie widersetzte sich auch dem Anfang 2000 zu beurtei-
lenden Vorschlag für die Einführung der Kostenwahrheit im
Verkehr, da sich dieser einseitig gegen den Automobil-
verkehr richtete.

Zunehmender Fluglärm
Nachdem der Luftverkehr lange Zeit keine grossen Proble-
me aufwarf, wurde er in den letzten zwei Jahren immer mehr
zum Gegenstand öffentlicher Diskussionen. Namentlich die
5. Bauetappe des Flughafens Zürich-Kloten führte zu erheb-
lichen Diskussionen, da der Ruf nach einer Reduktion der
Lärmbelastung im Umkreis des Flughafens immer energi-
scher wurde. Auf Beschwerde hin wurden die vom Bundesrat
festgelegten Lärmgrenzwerte für den Flughafen vom Bun-
desgericht denn auch verschärft, was für den Luftverkehr 
sowohl betriebliche wie finanzielle Zusatzbelastungen be-

deutet. Nach Auffassung von eco-
nomiesuisse ist eine hervorragende
Einbindung der Schweiz in den in-
ternationalen Luftverkehr ein ge-
wichtiger Standortvorteil; dies wird
durch Umfragen in der Wirtschaft
immer wieder bestätigt. Es ist auch
kein Zufall, dass sich internationale
Firmen bevorzugt in der Nähe der
Flughäfen niederlassen. Auch die
Entwicklung des Tourismus und
die Ansiedlung zahlreicher interna-
tionaler Organisationen wären
nicht denkbar gewesen ohne die
gute Anbindung unseres Landes an

den internationalen Luftverkehr. Daneben gehört die Luft-
fahrt zu den dynamischsten Wachstumsbranchen und war
auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten in der Lage, neue
Arbeitsplätze zu schaffen. Dabei ist nicht nur an die bei den
Luftgesellschaften oder auf Flughäfen und bei Nebenbetrie-
ben Beschäftigten zu denken, sondern auch an die Arbeit-
nehmer von Betrieben, die als Zulieferer oder Erbringer von
Dienstleistungen ganz oder teilweise von der Luftfahrt ab-
hängig sind.

Position
■ Nach Auffassung von economiesuisse muss die Schweiz

ihre heutige Stellung im internationalen Luftverkehr wah-
ren, will sie längerfristig nicht erhebliche volkswirtschaftli-
che Nachteile in Kauf nehmen. Dass dabei dem Schutz der
betroffenen Bevölkerung vor übermässigem Lärm Rech-
nung zu tragen ist, versteht sich. Neben der Lärmreduktion
an der Quelle, d.h. dem Einsatz leiserer Flugzeuge, sind in
erster Linie bauliche und planerische Massnahmen gefor-
dert.

Infrastrukturfragen

Infrastrukturfragen
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Energie und Umwelt

Nachhaltige Entwicklung forcieren
Wie beispielhaft die erfreuliche Entwicklung – d.h. der Rück-
gang der Schadstoffbelastung der Schweizer Luft – zeigt, geht
es heute in der Umweltpolitik nicht mehr so sehr um die ra-
sche Abwehr von unmittelbaren Umweltgefahren. Vielmehr
steht die vorsorgliche Ausrichtung von Wirtschaft und Gesell-
schaft am Leitbild der Nachhaltigkeit im Vordergrund. Dies
ist eine der zentralen Aufgaben von Politik und Wirtschaft im
21. Jahrhundert. Die Wirtschaft begrüsst diesen Paradigmen-
wechsel und bekennt sich aktiv zum Leitbild einer nachhalti-
gen Entwicklung, wie sie die «Agenda 21» des Erdgipfels von
Rio 1992 beschrieben hat. Davon zeugt die Mitarbeit in zahl-
reichen Projekten und Studien im Rahmen des Rio-Nachfol-
geprozesses.

Kooperation und gemeinsame Verantwortung
Der gesellschaftliche Such-, Lern- und Gestaltungsprozess na-
mens «Nachhaltige Entwicklung» bedingt ein verändertes
Verständnis zwischen Politik und Wirtschaft. Mehr denn je
sind kooperative, auf die vermehrte Eigenverantwortung der
Akteure abzielende Prozesse zu gestalten. Die grossen an-
stehenden Herausforderungen können nur durch die 
Etablierung eines kontinuierlichen
Dialogs sowie der gemeinsamen
Wahrnehmung der Verantwortung
von allen relevanten Akteuren
(Produzenten, Konsumenten, Han-
del und Staat) erfolgreich gemeis-
tert werden.

Nachhaltigkeit heisst
nicht einseitige ökologische Be-
grenzung wirtschaftlicher und ge-
sellschaftlicher Entwicklungen, da
keiner der drei Pfeiler der Nachhal-
tigkeit für sich eine Vorrangstel-
lung beanspruchen kann. Umwelt-
politik muss vielmehr in die Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik
integriert werden. Notwendig ist die konkrete problembezo-
gene Rückkoppelung der ökologischen Ziele mit der ökono-
mischen und sozialen Dimension der Nachhaltigkeit. Politi-
sche Massnahmen ohne diesen Schritt aus umweltpolitischen
Zielen abzuleiten, beinhaltet die Gefahr erheblicher ökologi-
scher Fehlsteuerungen, ökonomischer Ineffizienz und negati-
ver sozialer Folgen. Für eine erfolgreiche Integration der Um-
weltpolitik ist deshalb eine konsistente ordnungspolitische
Konzeption unerlässlich. Wesentliches Element einer solchen
Konzeption ist die Forcierung eines marktwirtschaftlich ver-
träglichen Instrumentariums. Umweltpolitische Staatseingrif-
fe haben in erster Linie funktionsfähige Märkte für Umwelt-
güter anzustreben; d.h. Märkte, bei denen die Koordination
der individuellen Wirtschaftspläne durch den Preismechanis-
mus vorgenommen wird. Nun gibt es im Umweltbereich auch

anerkannte Situationen, wo dies nicht praktikabel oder mög-
lich ist. In diesen Fällen gilt es, diejenigen Instrumente zu
wählen, welche mit der geringstmöglichen Einschränkung der
privaten Entscheidungskompetenz verbunden sind. Auf kei-
nen Fall dürfen sie die Entwicklungsdynamik bzw. den Inno-
vationswettbewerb gefährden. Im Vordergrund stehen des-
halb beispielsweise freiwillige Massnahmen (u.a. Labels) oder
vertragliche Vereinbarungen zwischen Staat und Wirtschaft
(z.B. im Rahmen der Energie-Agentur der Wirtschaft
‹EnAW›). Denkbar sind auch subsidiäre, emissionsorientierte
Lenkungsabgaben (wie etwa im CO2-Gesetz vorgesehen)
oder handelbare Zertifikate (z.B. Kyoto-Mechanismen), wel-
che eine kosteneffiziente Realisierung politisch auszuhan-
delnder Umweltziele ermöglichen.

Langfristiges Denken und Handeln 
Nachhaltigkeit fordert die Ausrichtung auf langfristige Ziele
sowie die adäquate Berücksichtigung der Bedürfnisse der ge-
genwärtigen und zukünftigen Generationen. Angesichts der
nicht vorhersehbaren Zukunft muss demnach die Schaffung
und Aufrechterhaltung möglichst vieler Optionen zur 
Realisierung von freien Lebensentwürfen im Vordergrund
stehen. Anzustreben ist ein gesellschaftliches und wirtschaft-

liches Umfeld, welches die For-
schungs- und Technologieentwick-
lung stärkt, lebenslanges Lernen
fördert und die Investitionsbereit-
schaft und damit die Innovations-
fähigkeit der Wirtschaft und Ge-
sellschaft unterstützt.

Gleichzeitig muss der
intensive Einbezug der internatio-
nalen Entwicklung stattfinden.
Eine aktive Umweltaussenpolitik
ist deshalb zu begrüssen. Die
Schweiz darf international aller-
dings nur dann eine Vorreiterrolle
einnehmen, wenn der im interna-
tionalen Wettbewerb stehenden

Wirtschaft dadurch keine anhaltenden Nachteile entstehen.
Zudem muss verhindert werden, dass die Umweltaussenpoli-
tik dazu führt, dass nationale Entscheidungsprozesse umgan-
gen werden.

Energie und Umwelt

Veränderung der Schadstoffbelastung 
zwischen 1988 und 1999. Quelle: BUWAL
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Klimapolitik: 
Kooperationsprinzip stärken

Klimaschutz ist ein globales Thema. Er kann letztlich nur 
in einer internationalen Zusammenarbeit erfolgreich durch-
gesetzt werden. Deshalb ist es entscheidend, dass die 
Anstrengungen auf internationaler Ebene intensiv weiter-
geführt werden. Die Schweiz kann das Problem nicht im 
Alleingang angehen. Wenn hier-
zulande etwas getan wird, müssen
wir berücksichtigen, dass wir dem
internationalen Wettbewerb aus-
gesetzt sind. Beim Setzen der
Leitlinien für freiwillige Mass-
nahmen dürfen deshalb keine
Wettbewerbsnachteile entstehen.
Und wer seine energie- und
klimapolitischen Hausaufgaben
gemacht hat, soll dafür belohnt,
nicht bestraft werden.

Beitrag CO2-Gesetz
In der Schweiz haben wir eine 
klare Ausgangslage: Unser Bei-
trag zum Klimaschutz ist das CO2-Gesetz. Danach sind die
CO2-Emissionen bis 2010 um zehn Prozent zu reduzieren.
Mit diesem Zeithorizont kann Innovation zum Tragen ge-
bracht werden – Innovation zur Steigerung der Energieeffi-
zienz und zur Begrenzung der CO2-Emissionen. Gemäss
dem Gesetz ist jeder vom Bezahlen einer allfälligen CO2-
Abgabe befreit, wenn er vereinbarte Ziele erreicht. Diese
werden auf der Basis von Verpflichtungen und freiwilligen
Massnahmen definiert. Freiwillige Massnahmen setzen Part-
nerschaft voraus. Partnerschaft bedeutet, dass die von der
Wirtschaft zu erreichenden Ziele mit dem Bund aus-
gehandelt und festgelegt werden. Vor gut einem Jahr ist
nicht zuletzt aus diesem Grunde die – in der Wirtschaft breit
verankerte – Energie-Agentur der Wirtschaft (EnAW) ge-
gründet worden.

Aktive Energie-Agentur der Wirtschaft
Das zwischen Bund und Energie-Agentur der Wirt-
schaft festzulegende Ziel muss sich an zwei Gegebenheiten
orientieren. Zum einen sind die in den Unternehmungen
vorhandenen Potenziale zur Steigerung der Energieeffizienz
und zur Begrenzung der CO2-Emissionen zu beachten.
Zum andern ist aber auch das zu erwartende wirtschaftliche
Wachstum in Rechnung zu stellen. Gerade in Zeiten des
Wachstums wird investiert und es werden innovative 
Massnahmen zur Effizienzsteigerung und CO2-Begrenzung
realisiert. Letztlich sind solche Massnahmen kostensparend.
Das stärkt auch die Wettbewerbskraft der Unternehmungen.
Anliegen der Ökonomie und der Ökologie können so im
Sinne der Nachhaltigkeit auf einen gemeinsamen Nenner
gebracht werden. Damit die Zielerreichung überwacht 
werden kann, wird ein Monitoring-System geschaffen.
Ergebnisse sollen dadurch stets auch von neutraler Seite
überprüfbar sein.

Partnerschaft Bund – Wirtschaft
Mit dem CO2-Gesetz, das auf der Partnerschaft von Bund
und Wirtschaft aufbaut, beschreiten alle Akteure Neuland.
Viel Arbeit ist in kurzer Zeit bereits geleistet worden. Aber
es gibt noch einige Probleme zu lösen: Neben dem definiti-
ven Abschluss der Zielvereinbarung sind insbesondere die
flexiblen Mechanismen der internationalen Klimapolitik
(Emissions[reduktions]handel) und Klimaschutzprojekte im
Ausland situationsgerecht in die schweizerische Klimapoli-

tik einzubauen. Damit es gelingt,
müssen alle umdenken – weg vom
Verordnungsdenken – hin zu ei-
nem gemeinsamen Such-, Lern-
und Gestaltungsprozess.

Energie und Umwelt
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VOC-Verordnung 
verbesserungsbedürftig
Gestützt auf Art. 35a und 35c des Umweltschutzgesetzes
wurde die Verordnung über die Lenkungsabgabe auf flüchti-
gen organischen Verbindungen (VOCV) auf den 1. Januar
1998 in Kraft gesetzt. Die Lenkungsabgabe von zwei Fran-
ken pro Kilogramm VOC wird seit dem 1. Januar 2000 erho-
ben. Trotz diversen Nachbesserungen ist die Umsetzung der
VOCV in der Wirtschaft weithin ein Dauerthema. Dem
enormen Aufwand bei den Firmen steht allzu oft ein frag-
licher ökologischer Nutzen gegenüber. Nicht zu Unrecht
wird die VOCV deshalb häufig als «Vollzugskatastrophe»
bezeichnet. economiesuisse ist überzeugt, dass es bei der
VOCV nach wie vor viele Verbesserungsmöglichkeiten gibt,
welche die Umsetzung erleichtern könnten, ohne dass der
Nutzen für die Umwelt geschmälert würde.

Positionen
■ Als ökologisch motivierte Lenkungsabgabe wäre auch

die VOC-Lenkungsabgabe auf das anvisierte ökologische
Ziel auszurichten, wobei den Wirkungsverzögerungen in
prospektiver Weise angemessen
Rechnung zu tragen ist. Dies
setzt aber zwei Bedingungen
voraus, die zurzeit immer noch
nicht erfüllt sind. Erstens muss
in der Verordnung die quantita-
tive Zielsetzung gemäss Luft-
reinhaltekonzept des Bundes-
rates verankert sein, damit sich
die Effizienz zum Instrumen-
teneinsatz daran messen kann.
Zweitens bedarf es einer seriö-
sen Datenlage über die VOC-
Emissionsfrachten. Das Instru-
ment einer emissionsorientier-
ten Lenkungsabgabe verlangt
zudem, dass die Abgabengestaltung als reversibles Sys-
tem konzipiert wird: Wenn das VOC-Ziel in Sichtweite
oder bereits erreicht ist, ist der Abgabensatz einzufrieren,
herabzusetzen oder ganz zu sistieren.

■ Unbefriedigend ist nach wie vor die Lösung für das Ver-
pflichtungsverfahren (Art. 21 VOCV). Eine Abgabenbe-
freiung ist gemäss heutiger Verordnung nur für Firmen
möglich, welche mindestens 200 Tonnen VOC pro Jahr
verbrauchen und diese nicht in die Umwelt emittieren.
Damit verbleibt für eine Vielzahl von KMU mit hohem
Umweltbewusstsein ein faktischer Abgabezwang. Dies ist
speziell stossend für jene Firmen, welche gemäss Art. 9 an
sich abgabebefreit wären und für den Nachweis ihrer
ökologischen Leistung in Bezug auf VOC einen grossen
administrativen Aufwand (VOC-Bilanz und Buchhal-
tung) auf sich nehmen. Diese Kapitalbindung ist insbe-
sondere für KMU ausserordentlich belastend.

■ Diese langjährigen Verbesserungspostulate der Wirtschaft
zielen darauf ab, eine übermässige Kapitalbindung der
Wirtschaft durch die Erhebung der Abgabe zu verhindern,
wo sie nicht geschuldet oder ökologisch nicht zu rechtferti-
gen ist, und die administrativen Abläufe sowohl bei den be-
troffenen Unternehmungen als auch bei den Vollzugs-
behörden so klein wie möglich zu halten. Für solche Ver-
einfachungen ist umso mehr Platz vorhanden, als der
Handlungsbedarf für diese Abgabe deutlich geschrumpft,
wenn nicht gar gegenstandslos geworden ist. Die Abgabe
ist im Sinne einer emissionsorientierten Lenkungsabgabe

auf die Bereiche zu fokussieren, in
denen die Luftreinhalteverord-
nung nicht anwendbar oder nicht
genügend vollzogen worden ist.

Nichtmethan-VOC: Die Entwicklung von
1986 – 1999 (mg/m3) Quelle : BUWAL

Energie und Umwelt
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Von der Abfallwirtschaft 
zum Ressourcenmanagement
Gemäss traditionellem Verständnis nimmt die Wirtschaft
eine Versorgungsaufgabe wahr, indem sie die Nachfrage nach
Gütern auf dem Markt befriedigt. Sind die Güter zu Abfall
geworden, gehen sie in die Verant-
wortung des Staates über, der für
die Entsorgungsaufgabe verant-
wortlich ist. Folgerichtig wurde
diese Staatsaufgabe auch aus all-
gemeinen Mitteln, d.h. Steuern, fi-
nanziert. Die gesetzlichen Vorga-
ben im revidierten Umweltschutz-
gesetz bestimmen nun seit einigen
Jahren, dass die Abfallentsorgung
nicht mehr über Steuermittel, son-
dern über verursachergerechte
Gebühren zu finanzieren ist. Noch
ist diese Umstellung, insbesondere
im Bereich der Siedlungsabfallent-
sorgung, nicht flächendeckend
umgesetzt. So sucht beispielsweise eine Expertengruppe des
Bundes seit längerer Zeit einen Konsens, um eine Weglei-
tung zur verursachergerechten Finanzierung der Siedlungs-
abfallentsorgung zu verabschieden.

Ein Hauptproblem bei der Umsetzung des Ver-
ursacherprinzips liegt darin, dass dieses als Kostenan-
lastungsprinzip für den Abfallinhaber verstanden wird. Da-
mit verursachergerechte Gebührensysteme nicht zu einer
heimlichen Erhöhung der Steuer- und Abgabenbelastung
führen, müsste einer verursachergerechten Anlastung der
Entsorgungskosten aber eine Senkung der allgemeinen Fis-
kallast folgen.

Die Reduktion des Verursacherprinzips auf seine
Finanzierungsfunktion vernachlässigt die wichtigen Len-
kungs- und Signalfunktionen für die Abfallentsorger. Dabei
bedürfte das primär gemeinwirtschaftlich konzipierte, relativ
inflexible und kleinräumig strukturierte Entsorgungssystem
sehr wohl eines gründlichen Re-engineering. Insbesondere
sollte der Stellenwert der freien Wirtschaft in der Entsor-
gungswirtschaft in Zukunft einen bedeutend grösseren Platz
einnehmen.

Wirtschaften in Kreisläufen
Die Vision der schweizerischen Abfallwirtschaft bleibt 
aus Sicht der Wirtschaft, die Stoffkreisläufe zu schliessen.
Dazu hat sich economiesuisse bereits in seinem wirtschafts-
politischen Leitbild von 1991 bekannt: «Jede Unterneh-
mung muss sich im Rahmen des von ihr ausgelösten 

Stoffkreislaufes für die Realisierung überbetrieblicher 
Rezyklier- und Entsorgungssysteme einsetzen.» Die 
Wirtschaft betreibt deshalb verschiedene Separatsamm-
lungen (z.B. für PET-Flaschen, Aluminiumdosen, Kühl-
schränke, aber auch die Rücknahme von elektrischen 
und elektronischen Geräten).

Die Forderung nach «Wirtschaften in Kreisläu-
fen» richtet sich aber nicht nur an
die Wirtschaft, sondern an die ge-
samte Gesellschaft. So wie «Nach-
haltige Entwicklung» insgesamt ist
gerade die Leitidee der Kreislauf-
wirtschaft keine fertige Gebrauchs-
anweisung, sondern ein Kriterium
für die Suche nach effizienteren
Lösungen, nach verbesserten or-
ganisatorischen Abläufen und für 
die Kommunikation entlang des
Lebenszyklus von Produkten. Es
sind also sowohl Produzenten, Ver-
teiler wie Konsumenten gefordert.
Sie alle haben eine gemeinsame
Verantwortung. Nur mit einer ge-

teilten Verantwortung wird es gelingen, einen weiteren
Schritt hin zur Verwirklichung dieser Vision zu machen.

Glas Alu- PET Batterien Alt- Weiss-
dosen papier blech
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Öffnung des Gasmarktes

Innerhalb der Europäischen Union
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union hatten bis zum
10. August 2000 Zeit, um die Richtlinie der Gemeinschaft
über die Liberalisierung des Gasmarktes in ihr innerstaatli-
ches Recht zu übernehmen. In den einzelnen Phasen der
Marktöffnung wird der Zugang der Kunden zum Netz in 
erster Linie anhand des Jahresverbrauchs pro Standort 
geregelt. Ein weiteres Kriterium ist eine minimale Markt-
öffnungsquote.

Am erwähnten Datum lag die theoretische durch-
schnittliche Marktöffnungsquote deutlich über dem verlang-
ten Minimum von 20 Prozent (rund 80 Prozent am 31. August
2000), das in der Richtlinie festgelegt ist. In den meisten 
Mitgliedstaaten, insbesondere in Deutschland, England und
Italien, findet somit eine raschere Marktöffnung statt, als in
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft vorgesehen ist.

Die Richtlinie der Gemeinschaft legt den allgemei-
nen Rahmen der Marktöffnung fest. Im Wesentlichen sieht sie
die folgenden Bestimmungen vor:
■ Der Zugang von Dritten zum Netz stellt den Schlussstein

des Projekts zur Liberalisierung des Marktes dar. Die
Richtlinie enthält keine konkreten Vorschriften für die
Festlegung der Vergütungen für das Durchleitungsrecht;
sie beschränkt sich auf die Forderung, dass objektive, trans-
parente und nicht diskriminierende Kriterien angewandt
werden.

■ Getrennte Verbuchung (Unbundling). Die integrierten
Gasgesellschaften, die in verschiedenen Sektoren tätig
sind, müssen für jede ihrer Aktivitäten (Transport, Vertei-
lung, Lagerung) getrennte Konten führen.

■ Schrittweise Marktöffnung. Der Gasbranche soll ermög-
licht werden, sich allmählich an ihr neues Umfeld anzupas-
sen. Deshalb werden in der ersten Phase der Öffnung im
Markt nur jene Kunden, die pro
Verbrauchsstandort und Jahr
über 25 Millionen Kubikmeter
(250 GWh) konsumieren, sowie
die Stromproduzenten mit gas-
betriebenen Kraftwerken zuge-
lassen. Nach fünf Jahren wird die
Grenze des Jahresverbrauchs auf
15 Millionen Kubikmeter (150
GWh) und nach zehn Jahren 
auf 5 Millionen Kubikmeter (50
GWh) gesenkt. Nötigenfalls müs-
sen die Mitgliedstaaten diese
Grenzen so weit senken, dass die
Marktöffnung zunächst mindestens 20 Prozent des gesam-
ten ursprünglichen Marktes, nach fünf Jahren mindestens
28 Prozent und nach zehn Jahren 33 Prozent betrifft.

In der Schweiz
Die Schweiz ist stark in die europäische Gaswirtschaft einge-
bunden und importiert das gesamte Gas, das sie verbraucht,
aufgrund von langfristigen Versorgungsverträgen. Ihre wich-

tigsten Gaslieferanten sind Deutschland, die Niederlande,
Russland und Frankreich. Das Tessin wird von Italien her mit
Erdgas versorgt.

Die Schweiz kommt daher nicht umhin, den Ent-
wicklungen ausserhalb ihrer Grenzen Rechnung zu tragen.
Zu diesem Zweck wird zurzeit ein Vorentwurf für ein Bun-
desgesetz erarbeitet, mit dem eine Öffnung des schweizeri-
schen Marktes angestrebt wird. Dieser Entwurf soll im zwei-
ten Quartal 2001 einem Vernehmlassungsverfahren unterzo-
gen werden.

Positionen
■ economiesuisse begrüsst diesen Entwurf, der darauf ausge-

richtet ist, den Wettbewerb im Gasmarkt in der Schweiz zu
verstärken. Diese Massnahme bildet Teil des Programms
zur Wiederankurbelung der schweizerischen Wirtschaft.

■ Mit der Marktöffnung muss eine Senkung des Gaspreises
für alle Konsumenten – in erster Linie für die Grossver-
braucher – angestrebt werden, um die Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft und die Konkurrenzfähigkeit der Bran-
che zu erhöhen.

■ Das künftige Bundesgesetz muss sich darauf beschränken,
Rahmenbedingungen festzulegen, welche die Funktions-
fähigkeit des Marktes gewährleisten. Es darf keine neuen
umweltpolitischen oder energiepolitischen Bestimmungen
einführen.

■ Die Reglementierung muss so weit als möglich auf dem
Subsidiaritätsprinzip beruhen.

EMG vor der Bewährungsprobe

Die Schweiz steht vor der grössten Veränderung in der Ge-
schichte der Stromwirtschaft der letzten Jahrzehnte. Das

Elektrizitätsmarktgesetz (EMG)
sieht eine schrittweise Öffnung
des Elektrizitätsmarktes vor.
Sechs Jahre nach Inkrafttreten
werden sämtliche Verbraucher
ihre Stromproduzenten frei wäh-
len können. Obwohl einige
Detailbestimmungen des EMG
während der Übergangszeit markt-
verzerrend wirken, darf es als
zweckmässig bezeichnet werden.
Zumal es nicht nur die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit
der Schweizer Wirtschaft stärkt,

sondern auch eine zuverlässige und erschwingliche Versor-
gung aller Landesteile garantiert. Im Laufe dieses Jahres wird
der Souverän an der Urne über das EMG entscheiden müs-
sen.

Das künftige Bundesgesetz 
muss sich darauf beschränken,

Rahmenbedingungen 
festzulegen, welche die 

Funktionsfähigkeit 
des Marktes gewährleisten.
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Kernenergie

Derzeitiger Stand und Perspektiven
Zurzeit sind in diesem Bereich zwei Volksinitiativen hängig:
Mit der Initiative «Strom ohne Atom – Für eine Energiewen-
de und die schrittweise Stilllegung der Atomkraftwerke» wird
verlangt, dass die Anlagen Beznau 1, Beznau 2 und Mühle-
berg spätestens zwei Jahre nach der Annahme der Initiative
ausser Betrieb gesetzt und dass Gösgen und Leibstadt spätes-
tens dreissig Jahre nach ihrer Inbetriebnahme vom Netz 
genommen werden. Die zweite Initiative, «MoratoriumPlus –
Für die Verlängerung der Atom-
kraftwerk-Baustopps und die Be-
grenzung des Atomrisikos», sieht
im Wesentlichen vor, dass für Kern-
anlagen, die länger als vierzig Jah-
re betrieben werden sollen, ein 
referendumspflichtiger Bundesbe-
schluss erforderlich ist.

In der ersten Jahreshälfte
2001 wird der Bundesrat seine Bot-
schaft zum Kernenergiegesetz zu-
handen der eidgenössischen Räte
verabschieden. Dieses Gesetz soll
als Gegenvorschlag zu den beiden
Volksinitiativen dienen. Der Bun-
desrat hat bereits bekannt gegeben, dass er beschlossen hat,
die Betriebsbewilligungen für die Anlagen zeitlich nicht zu be-
schränken. Die Anlagen können so lange betrieben werden, als
ihre Sicherheit gewährleistet ist. Eine Beschränkung auf eine
kürzere Betriebsdauer als jene, welche die heutige Technik zu-
zulässt, wäre für die Gesamtwirtschaft mit beträchtlichen fi-
nanziellen Einbussen verbunden. Im Übrigen bietet die Pro-
duktion von Kernenergie den grossen Vorteil, dass dabei keine
umweltbelastenden Emissionen wie CO2 anfallen. Der Bun-
desrat hat zudem die Absicht geäussert, auf die Wiederaufbe-
reitung von gebrauchten Brennelementen zu verzichten.

Im Jahr 2000 wurden wichtige Entscheide gefällt,
die teilweise befriedigende Lösungen für die noch ungelösten
Probleme im Zusammenhang mit den radioaktiven Abfällen
bieten. Insbesondere hat der Bundesrat die Äufnung eines
Fonds genehmigt, mit dem die Kosten für die Bewirtschaftung
der radioaktiven Abfälle nach der Stilllegung der Kernanla-
gen gedeckt werden sollen. Die ersten Beiträge werden 2001
in diesen Fonds einfliessen. In einen zweiten Fonds, der be-
reits 1984 im Hinblick auf die Deckung der Kosten im Zu-
sammenhang mit der Stilllegung und dem Abbruch von aus-
gedienten Kernanlagen eingerichtet worden war, wurden bis
Ende 2000 schon über eine Milliarde Franken eingebracht.

Positionen
■ In den zehn Jahren, die das Kernkraftmoratorium nun in

Kraft ist, haben sich die Standpunkte der betreffenden In-
teressengruppen nicht weiter entwickelt. In den wesentli-
chen Punkten blieben die Positionen unverändert. Diese
Situation ist unbefriedigend, denn die Kernenergie wirft –
insbesondere im Zusammenhang mit den Abfällen – wich-

tige Fragen auf, für die in nächster Zukunft eine Lösung ge-
funden werden muss.

■ Mit dem Entscheid, sich die Option Kernkraft offen zu hal-
ten und die Betriebsdauer der Kernanlagen nicht zu be-
schränken, hat der Bundesrat einen angemessenen Weg ge-
wählt. Heute gibt es dazu keine gangbare Alternative, wenn
man im Zusammenhang mit der Umweltpolitik nicht alle
Regeln umstossen und sich im Energiebereich mit einer
höheren Abhängigkeit vom Ausland abfinden will. Überdies
hätte der Verzicht auf die Kernenergie zur Folge, dass Kapi-
tal in sehr bedeutendem Umfang vernichtet würde.

■ Aus wirtschaftlicher Sicht ist das geplante Verbot der Wie-
deraufbereitung von gebrauchten
Kernelementen nur schwer ver-
ständlich. Für die Elektrizität aus
Kernkraft müssen die gleichen
rechtlichen Rahmenbedingungen
gelten wie für die übrigen Energie-
quellen.Ausserdem ergäben sich für
die betroffenen Unternehmen und
für die gesamte Volkswirtschaft ne-
gative finanzielle Folgen, wenn die
Betreiber der Kernanlagen durch
zusätzliche ungerechtfertigte Hin-
dernisse benachteiligt würden. Des-
halb ist es wichtig, dass die Betrei-
ber von Kernanlagen weiterhin frei

entscheiden können, ob sie gebrauchte Brennelemente un-
ter strikter Einhaltung der international üblichen Vor-
sichtsmassnahmen der Wiederaufbereitung zuführen
möchten.

■ Was die Frage der Abfälle anbelangt, ist es wichtig, den
Handlungsspielraum der künftigen Entscheidungsträger
nicht unnötig einzuschränken. Der Gesetzgeber muss sich
alle Möglichkeiten für die Beseitigung von radioaktiven
Abfällen – in der Schweiz und im Ausland – offen halten, so
lange sichere und bewährte Techniken eingesetzt werden.
Langfristig wäre es allerdings wünschenswert, die radioak-
tiven Abfälle in der Schweiz zu lagern.

Energie und Umwelt
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Alpenkonvention: unnötige 
Regulierungen verhindern

Die im November 1991 unterzeichnete Alpenkonvention
wurde von der Schweiz am 28. Januar 1999 ratifiziert. Die
neun Vertragsparteien (Schweiz, Österreich, Deutschland,
Frankreich, Italien, Liechtenstein, Monaco, Slowenien und die
Europäische Gemeinschaft) bezwecken mit diesem interna-
tionalen Vertrag im Wesentlichen, die nachhaltige Entwick-
lung und den Schutz des Alpenraumes zu fördern. Die inhalt-
liche Ausgestaltung dieser Ziele wird in den Zusatzprotokol-
len (es sind dies die Protokolle über Raumplanung und Nach-
haltige Entwicklung, Berglandwirtschaft, Naturschutz und
Landschaftspflege, Bergwald, Tourismus, Bodenschutz, Ener-
gie und Verkehr) geregelt. Im Weiteren wurde im Sommer
2000 ein neuntes Protokoll in die Vernehmlassung gegeben.
Dieses «Streitbeilegungsprotokoll»
will durch die Schaffung eines inter-
nationalen Schiedsgerichts sicher-
stellen, dass die Alpenkonvention
und ihre Protokolle bei Differenzen
und Versäumnissen durchgesetzt
wird.

Positionen
Da die Alpen ein einmaliges Öko-
system darstellen, ist der grenzüber-
schreitende Schutz des Alpenrau-
mes grundsätzlich zu unterstützen.
Die Ziele der Alpenkonvention
sind unbestritten. Die Ausführungen und vorgeschlagenen
Regelungen in den Zusatzprotokollen sind aber für die Wirt-
schaft nicht akzeptabel. economiesuisse wendet sich deshalb
gegen die anstehende Ratifizierung der Protokolle der Alpen-
konvention. Dafür sprechen insbesondere folgende Gründe:
■ Die Ausführungsprotokolle bieten keine ausreichende 

Basis für eine differenzierte Güterabwägung zwischen
Schutz- und Nutzungsinteressen. Den Ökologiebelangen
wird eindimensional der Vorrang eingeräumt. Sie führen
daher tendenziell zur «Ballenbergisierung» der Alpen,
indem diese in ein Museum und ihre Einwohner in eine
subventionierte Sonderspezies umgewandelt werden. Die
Alpenregionen werden in ihren wirtschaftlichen Ent-
faltungsmöglichkeiten behindert und damit immer mehr
vom Goodwill der Mittellandregionen abhängig.

■ Um die vermeintlich harmlosen Forderungen der Proto-
kolle zu «verkaufen», wird oft behauptet, dass die Schweiz
mit ihrer anerkannt fortschrittlichen ökologischen Ge-
setzgebung diese aufgrund der Ausführungsprotokolle
gar nicht zu verschärfen bräuchte. Dies ist gemäss aller
Erfahrung zu bezweifeln, da solche Abkommen immer
eine beträchtliche Eigendynamik entwickeln. Träfe es je-
doch zu, so ist nicht einzusehen, wieso die Schweiz eine
formelle Einschränkung ihres Handlungsspielraumes so-
wie eine vergrösserte Regelungsdichte in Kauf nehmen
sollte, ohne dass dem ein entsprechender Nutzen gegen-
übersteht. Die angestrebte Politikkoordination mit unse-

ren Nachbarstaaten im Alpenraum ist weit einfacher und
effizienter durch eine Abstimmung mit der EU-Gesetzge-
bung in den angesprochenen Bereichen (Umwelt-, Ener-
gie- und Verkehrspolitik) zu erreichen. Dazu bedarf es
keiner Spezialarrangements für die Alpen.

■ Vor diesem Hintergrund ist nicht einzusehen, wieso die
Schweiz 62 Prozent ihres Staatsgebietes grösseren Ein-
schränkungen und Verpflichtungen unterwerfen soll als
den Rest des Landes. Eine gebietsspezifische Rechtsord-
nung scheint zudem auch unter dem Aspekt der Rechtssi-
cherheit und Rechtsgleichheit problematisch.

■ Die Konsequenzen der Ausführungsprotokolle sind nicht
im Detail absehbar. Durch ihre offene Formulierung, ihre
evolutionäre Ausrichtung, aber auch durch die Tragweite
der Probleme, die sie lösen wollen, öffnen sie Tür und Tor
für alle möglichen Interpretationen und Auslegungen. Die
im «Streitbeilegungsprotokoll» vorgesehene Möglichkeit,

mittels eines Schiedsgerichts für
die Streitparteien endgültige und
bindende Urteile zu fällen, welche
von den Vertragsparteien unver-
züglich umzusetzen sind, über-
spannt staatspolitisch den Bogen
des Tragbaren.
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Kartellgesetz
Im September 2000 legte das Eidg. Volkswirtschaftsdeparte-
ment den Entwurf zu einer Revision des Kartellgesetzes vor.

Hauptziel der Revision ist die Einführung direkter
Sanktionen bei unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen.
Gleichzeitig werden einige weitere
Änderungen vorgeschlagen, so die
Verkleinerung der Wettbewerbs-
kommission unter gleichzeitiger
Eliminierung der Wirtschaftsver-
treter, die Aufhebung der Sonder-
regelung für Medienunternehmen
bei der Fusionskontrolle sowie ei-
nige Punkte im Verfahren.

Angesichts der zum Teil massiven Kritik am Revi-
sionsentwurf von verschiedensten Seiten signalisierte das
Eidg. Volkswirtschaftsdepartement bereits eine gewisse
Kompromissbereitschaft für die Ausarbeitung der endgülti-
gen Vorlage. Namentlich dürfte die Entfernung der Wirt-
schaftsvertreter aus der Wettbewerbskommission nicht mehr
zur Debatte stehen.

Positionen
■ economiesuisse widersetzte sich nicht dem Hauptpunkt

der Vorlage – der Einführung direkter Sanktionen –, ver-
langte aber zusätzliche Einschränkungen hinsichtlich des
Geltungsbereiches und der Höhe der Sanktionen.

■ economiesuisse verlangt eine fundierte Abklärung der
Verfassungsmässigkeit direkter Sanktionen, da ernsthafte
Bedenken bestehen, ob diese – zusammen mit der bereits
1995 eingeführten Schädlichkeitsvermutung bei harten
Kartellen – mit dem gemäss Bundesverfassung geltenden
Missbrauchsprinzip zu vereinbaren sind.

■ Da es bei den direkten Sanktionen um erhebliche Beträge
gehen kann, verlangt economiesuisse, dass sie nur in einem
einwandfreien rechtsstaatlichen Verfahren verhängt wer-
den. Namentlich ist eine Neuordnung der Kompetenzen
der Wettbewerbsbehörden mit einer klaren Unterteilung
in untersuchende, anklagende und urteilende Behörden zu
prüfen.

■ Der Revisionsentwurf sieht auch die Einführung der 
so genannten Kronzeugenregelung vor: Beteiligte, wel-
che an der Aufdeckung und Beseitigung der Wettbewerbs-
beschränkung mitwirken, können ganz oder teilweise von
einer Sanktion befreit werden. Die Kronzeugenregelung
stammt aus den USA und stellt für unser Rechtssystem
und unser Rechtsempfinden einen Fremdkörper dar. Die
Tatsache, dass sie für die Wettbewerbsbehörden ein will-
kommenes Instrument bedeutet, rechtfertigt ihre Ein-
führung in unserem Recht nicht. Namentlich ist es 
systemwidrig, lediglich einzelne Elemente eines völlig 
anders aufgebauten Rechtssystems ins eigene Recht zu

übernehmen, ohne das ganze restliche Umfeld zu
berücksichtigen.

■ economiesuisse lehnt die Entfernung der Wirtschafts-
vertreter aus der Wettbewerbskommission ab. Die Unter-
teilung der Kommissionsmitglieder in «unabhängige Sach-
verständige» und «Interessenvertreter» ist nicht durch-

setzbar, da auch Professoren durch
Verwaltungsratsmandate oder ihre
Mitwirkung an Gutachten ihre In-
teressenbindungen haben. Bei In-
teressenkollisionen in konkreten
Einzelfällen kann von den Aus-
standsregeln Gebrauch gemacht
werden, was schon heute immer
wieder vorkommt.

■ Einverstanden ist economiesuisse mit der Streichung der
Sonderregelung für die Genehmigungs- und Meldepflicht
bei Zusammenschlüssen von Medienunternehmen.

Wettbewerbsfragen

economiesuisse verlangt 
einwandfreie rechtsstaatliche 

Verfahren.

Wettbewerbsfragen
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Leitlinien im Gesellschaftsrecht

Flexibilität und Transparenz als Leitlinien 
In der EU konnte am Gipfel von Nizza eine politische Eini-
gung über die Schaffung der Europäischen Aktiengesellschaft
(EAG) erzielt und das seit vierzig Jahren diskutierte Geschäft
entscheidend vorangetrieben werden. Ziel der Europäischen
Aktiengesellschaft ist die Schaffung einer gesamteuropäischen
Rechtsform für Unternehmen, um Zusammenarbeit und Sitz-
verlagerungen innerhalb der Europäischen Union zu erleich-
tern. Davon sind auch Schweizer Unternehmen für ihre Ope-
rationen in Europa betroffen. Knacknuss blieb bis zuletzt die
Mitbestimmungsfrage. Im Vordergrund steht eine Verhand-
lungslösung (einvernehmliche Lösung mit den Arbeitnehmern
mit minimalen Zustimmungsquoten). Einzelne Mitgliedstaa-
ten können die vorzusehende Auffanglösung unter Umstän-
den ausschliessen. Diese Lösung soll auch andere Vorhaben 
im europäischen Gesellschaftsrecht 
deblockieren. Der Preis für die 
Zustimmung der Mitgliedstaaten zu
diesem Kompromiss ist eine weiter-
hin stark unterschiedliche Regelung
im europäischen Binnenmarkt. Da-
runter dürfte wohl Deutschland 
wegen seiner weit gehenden Mit-
bestimmungsregelung leiden, indem
darauf verzichtet werden könnte,
den massgeblichen Sitz einer EAG
in diesem Land zu wählen.

In der Schweiz hat der
Bundesrat nach Abschluss der Ver-
nehmlassungen die Botschaften zur Revision der Bestimmun-
gen über die Gesellschaft mit beschränkter Haftung und das
Rechnungslegungsrecht noch nicht verabschiedet. Die eid-
genössischen Räte behandeln zurzeit das Fusionsgesetz, mit
dem es für Schweizer Unternehmen einfacher sein soll, sich
auf veränderte Umstände durch Fusionen, Abspaltungen
oder Umwandlungen in eine andere Rechtsform einzustellen.

Positionen
Im internationalen Standortwettbewerb ist es entscheidend,
dass die Schweiz für die unternehmerischen Aktivitäten ins-
gesamt flexiblere und kostengünstigere Instrumente zur Ver-
fügung stellt als andere Standorte. Das Funktionieren der
Märkte setzt jedoch voraus, dass die Verhältnisse in den Un-
ternehmen offengelegt werden, ohne diese mit einem unver-
hältnismässigen Aufwand zu belasten. An diesen Zielsetzun-
gen sind alle gesellschaftsrechtlichen Projekte zu messen.
■ Das Fusionsgesetz ist für die Wirtschaft von grosser Bedeu-

tung. Gerade auch Klein- und Mittelbetriebe (KMU) sind
auf eine baldige Klärung der Verhältnisse angewiesen, um
einfacher auf den Strukturwandel reagieren zu können. Ge-

rade grössere Operationen haben aber auch offen gelegt, wie
unbefriedigend die aktuelle Rechtsunsicherheit ist. Entschei-
dend ist jedoch, dass mit dem neuen Gesetz die heute in der
Praxis bestehende Flexibilität vergrössert und nicht etwa ein-
geschränkt wird. Entsprechend positiv sind die vorgeschla-
gene Ausnutzung des grösseren Gestaltungsspielraums ge-
genüber der EU im Sinne der Eurokompetitivität, die Ein-
führung des Instituts der Vermögensübertragung zur Über-
windung der Hindernisse bei rechtsformübergreifenden
Operationen und der Verzicht auf verfehlte politisch moti-
vierte Auflagen im Verhältnis zu den Arbeitnehmern. Mit
den Klarstellungen zur Konsultationspflicht und zum Über-
gang der Arbeitsverträge hat der Bundesrat den Interessen
von Arbeitnehmern bei Umstrukturierungen angemessen
Rechnung getragen.

■ Die Revision des Rechts über die Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH) ist daran zu messen, wie weit
sie zur Stärkung des Unternehmensstandortes Schweiz

beiträgt. Das Recht der GmbH
muss im Rahmen der juristischen
Personen die Funktion einer fle-
xiblen und kostengünstigen Alter-
native zur Aktiengesellschaft vor
allem für Klein- und Mittelunter-
nehmen (KMU) gerade auch in
der Start- und Aufbauphase bieten.
■ Der Vorentwurf schiesst trotz
wichtigen Verbesserungen gegen-
über dem heutigen Recht in we-
sentlichen Punkten mit einschrän-
kenden Vorschriften über das Ziel
hinaus, oder er widerspricht gar

dem Anliegen einer kostengünstigen, sinnvollen und 
praktikablen Rechtsform für Kleinunternehmen.

■ Beim Rechnungslegungsrecht ist es entscheidend, dass Un-
ternehmen die vollen Möglichkeiten der internationalen
Standards uneingeschränkt nutzen können, dass für die
kleinen Unternehmen weiter gehende Flexibilitäten zur
Begrenzung des Aufwandes vorgesehen werden und die
vorgeschlagenen Änderungen nicht zu steuerlichen Mehr-
belastungen führen.

Rechtsfragen

Rechtsfragen
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Patent- und Designschutz 

Kostensparen bei europäischen Patenten
Die Kosten für das Erhalten eines Patentrechts wie für dessen
Durchsetzung können sehr hoch – für KMU manchmal gerade-
zu prohibitiv – ausfallen. Sie sind bei europäischen Patenten we-
sentlich höher als etwa in den USA. Einen grossen Anteil neh-
men dabei die Übersetzungskosten ein (wobei Untersuchungen
zeigen, dass diese Übersetzungen kaum konsultiert werden...).
Verschiedene nationale Zuständigkeiten verteuern in Europa
zudem die Durchsetzung der Patentrechte und können gar zu
divergierenden Urteilen führen. Auf Schweizer Initiative konn-
te zu beiden Problembereichen ein Durchbruch erreicht wer-
den. Ferner konnten auch beim bewährten europäischen Pa-
tentübereinkommen wichtige Fortschritte erzielt werden.

Anlässlich der Regierungskonferenz in London ha-
ben im Jahr 2000 acht Vertragsstaaten des Europäischen Patent-
Übereinkommens (EPÜ) – darunter auch die Schweiz – verein-
bart, dass die Unterzeichnerstaaten künftig auf die Übersetzung
eines auf Deutsch, Französisch oder Englisch erteilten europäi-
schen Patents in die jeweilige Landessprache verzichten. Für die
Schweiz bedeutet dies, dass englischsprachige Patente künftig
nicht mehr übersetzt werden müssen. Ferner wurde vereinbart,
eine Vorlage für die Schaffung eines europäischen Patentge-
richts auszuarbeiten, welche 2002 einer Regierungskonferenz in
der Schweiz unterbreitet werden soll. Dies würde die Rechts-
durchsetzung in dieser technischen Spezialmaterie in Europa
revolutionieren und vereinfachen.

Parallelimporte: notwendige Differenzierung 
Mit einem Bericht an die Kommission für Wirtschaft und Abga-
ben (WAK) des Nationalrates hat der Bundesrat zum Verhältnis
von Immaterialgüterrecht und Wettbewerbsrecht Stellung ge-
nommen. Er hat dabei festgestellt, dass die heutige nationale
Erschöpfung im Patentrecht beibehalten und Missbräuche über
das Wettbewerbsrecht angegangen werden sollen. Die wirt-
schaftlichen Auswirkungen einer allfälligen Gesetzesänderung
müssten vorgängig vertiefter abgeklärt werden.

Diese Haltung wird von economiesuisse geteilt. Sie
ist im nach wie vor gültigen Positionspapier von 1996 detailliert
umschrieben. Grundsätzlich stehen bei der Beantwortung der
Frage, ob Parallelimporte zugelassen werden oder verboten
bleiben sollen, verschiedene, konkurrierende Interessen auf
dem Spiel.

Unter wettbewerbspolitischen Aspekten stellt die
Unterbindung von Parallelimporten einen Fremdkörper dar.
Ein freier Wettbewerb ist wünschenswert, weil er auch den wirt-
schaftlichen Fortschritt begünstigt. Unter handelspolitischen
Aspekten stehen die Wohlstandseffekte des freien internationa-
len Handels im Vordergrund.Eine zentrale Voraussetzung dafür
ist, dass hinter den gehandelten Gütern tatsächliche komparati-
ve Kostenvorteile der Produktion stehen. Dies ist aber etwa bei
staatlich administrierten Preisen nicht der Fall. Parallelimporte
sind in diesem Fall nicht das Resultat einer normalen Preisarbit-
rage, sondern verkörpern Handelsverzerrungen als Folge staat-
licher Eingriffe. Aus integrationspolitischer Perspektive gilt es
zu beachten, dass die EU sowohl im Marken- als auch im Pa-
tentrecht die regionale Erschöpfung kennt; d.h. Parallelimporte

sind nur innerhalb des EU-Binnenmarktes zulässig und sonst
nicht. Die WTO-Abkommen würden der Schweiz verunmögli-
chen, Parallelimporte auf Europa oder auf einzelne Produkte-
kategorien zu beschränken.Schliesslich will man innovationspo-
litisch mit dem Patentrecht sicherstellen, dass der Anreiz für
Forschung und Innovation hoch bleibt. Wenn dieses nationale
Patent durch Parallelimporte aus Ländern mit einem niedrigen
Schutzniveau oder anderen Vorschriften wie Preiskontrollen
unterlaufen wird, kommt dies einer Teilenteignung gleich.

KMU: Modernisierung des Designschutzes 
Das neue Design-Gesetz (DesG) soll das geltende Muster- und
Modellgesetz ablösen. Dieses Gesetz ist für die kreativen Un-
ternehmen, darunter zahlreiche KMU, von grosser Bedeutung.
Die heutige Vorlage beruht auf den Vorarbeiten der Wirtschaft
im Jahre 1994. Sie bringt eine klare Verbesserung des Rechts-
schutzes und trägt den heutigen Gegebenheiten ausgewogen
Rechnung. Erfreulicherweise bewahrt sie dabei die Vorteile des
geltenden Gesetzes, insbesondere die Flexibilität und das 
kostengünstige Verfahren. Das neue Gesetz ermöglicht auch 
die Ratifizierung und Umsetzung der Genfer Akte des Haager
Musterschutz-Abkommens. Auch diese Revision geht auf eine
Initiative der Schweizer Wirtschaft zurück.

Bezüglich der Mitwirkung der Zollbehörden (Art.
44 ff.) geht die Vorlage bei der Bekämpfung von Warenfäl-
schungen allerdings weniger weit als etwa die Regelung in
Frankreich. Dabei geht es vor allem um Massnahmen gegen das
Fälschergewerbe im Ausland. Gerade die Uhrenindustrie ist in
besonderem Masse von Warenfälschungen betroffen und setzt
sich entsprechend international führend für die Bekämpfung
des «Counterfeiting» ein.

Positionen
■ Aus Sicht der Wirtschaft ist die Reform des europäischen Pa-

tentsystems entscheidend, um es für alle Unternehmen effi-
zienter zu gestalten. Entsprechend erwartet economiesuisse,
dass die notwendigen Anpassungsarbeiten in der Schweiz zü-
gig an die Hand genommen werden. Dies betrifft sowohl die
Übersetzungsfrage wie auch das Gerichtssystem. In beiden
Bereichen wäre es verfehlt, in dieser technischen Spezialma-
terie Traditionen vor die Sachlogik zu stellen.

■ Die Frage von Parallelimporten muss differenziert beurteilt
werden. Parallelimporte sollen nur in freien Märkten unter
dem Vorbehalt gleicher Rahmenbedingungen zulässig sein.
Gegen künstliche Marktabschottungen mittels Immaterial-
güterrechten muss und kann mit den Instrumenten des Wett-
bewerbsrechts vorgegangen werden. Eine schrankenlose Zu-
lassung von Parallelimporten würde zur Enteignung führen.

■ economiesuisse unterstützt das Designgesetz nachdrücklich
und hofft, dass es rasch verabschiedet und in Kraft gesetzt
werden kann.

Rechtsfragen
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Urheberrecht

Augenmass nötig
Im Bereiche des Urheberrechtes sondiert das Eidg. Institut
für Geistiges Eigentum (EIGE) eine Gesetzesrevision. Hier
ist besondere Sorgfalt angebracht. In erster Linie soll eine 
Gesetzesänderung die Ratifizierung der World-Intellectual-
Property-Organisation-(WIPO)-Abkommen von 1996 (so 
genanntes WIPO-Internet-Abkommen) im Gleichschritt 
mit den Handelspartnern der Schweiz ermöglichen, was
grundsätzlich positiv zu werten ist. Auch in der EU werden
entsprechende Anpassungen vorgenommen.

Angesichts des sehr hohen Schutzniveaus der beste-
henden Gesetzgebung in der Schweiz wäre die Ratifizierung
der WIPO-Abkommen auch ohne Gesetzesanpassungen
machbar.Wird hingegen eine Revision angegangen, müssen die
seit der letzten Revision festgestell-
ten Schwachpunkte, wie sie sich in
verschiedenen parlamentarischen
Vorstössen niedergeschlagen haben,
ebenfalls mitberücksichtigt werden.
Allerdings wird die Weiterentwick-
lung des internationalen Rechts in
absehbarer Zukunft weitere Revi-
sionen notwendig machen (z.B. die
laufenden Verhandlungen in der
WIPO zur weiteren Ausdehnung der
Rechte im audiovisuellen Bereich
und zum Schutz von Datenbanken).
Es dürfte somit schwierig sein, den «richtigen Zeitpunkt» für
eine Revision zu finden, dringlich ist sie jedenfalls nicht.

Positionen
■ Die Wirtschaft verlangt seit langem eine moderne gesetz-

liche Regelung des Produzentenurheberrechts und des 
Urheberrechts im Arbeitsverhältnis, doch sind derartige
Bestimmungen offensichtlich emotional stark belastet. Im
Postulat Weigelt sind die Anliegen klar aufgeführt und
werden auch flexible Lösungswege aufgezeigt. Es geht hier
darum, eine Bündelung der Rechte zu erreichen, wenn im
modernen Werkschaffen eine Vielzahl von Urhebern zu ei-
nem Werk beitragen. Gerade in der multimedialen Welt ist
es oft schwierig und jedenfalls sehr aufwändig, für alle
benötigten Rechte die Zustimmung der beteiligten Ur-
heber zu erhalten. Die heutige «Zweckübertragungstheo-
rie», wonach die Nutzungsrechte bei kollektiver Wert-
schöpfung soweit auf den Arbeitgeber oder den Produzen-
ten übergehen, als es die Natur der Grundverträge mit sich
bringt, birgt gerade für KMU eine grosse Rechtsunsicher-
heit, da sie über wenig Erfahrung bei der Abfassung der-
artiger Verträge verfügen.

■ Entsprechend der Grundposition zur Frage von Paral-
lelimporten opponiert economiesuisse den vom EIGE vor-
geschlagenen generellen Wechsel zur internationalen Er-
schöpfung. Angesichts der TRIPs-Anforderungen (die
Pflicht zur Gewährleistung der Meistbegünstigung steht ei-
ner regionalen Erschöpfung ohne Zugehörigkeit zu einem

entsprechenden Wirtschaftsraum entgegen) kann somit
nur im Gesetz entweder wie bisher auf die explizite Rege-
lung der Erschöpfung verzichtet oder die nationale Er-
schöpfung festgeschrieben werden. Letztere entspricht
funktional der regionalen Erschöpfung in der EU. Gegen
die Einführung der internationalen Erschöpfung im Urhe-
berrecht sprechen immer noch unterschiedliche Ausgestal-
tungen der Schutzrechte (insbesondere unterschiedliche
Schutzfristen), inhärente Möglichkeiten der selektiven und
beschränkten Übertragung von Teilrechten (Überset-
zungsrechte nach Sprachen limitiert usw.) und kulturpoliti-
sche Erwägungen.

■ Die Einführung einer Geräteabgabe, als neue Form der pau-
schalen Abgeltung urheberrechtlicher Nutzungen, soll Inkas-
so-Probleme bei Massennutzungen verringern, ist aber auch
mit Problemen behaftet. Eine Belastung aller geeigneten
Geräte würde in der heutigen Praxis auch Scanner, Drucker,

PCs usw. erfassen. Falls dennoch
eine Geräteabgabe eingeführt wer-
den sollte, müsste dies subsidiär (im
Einvernehmen der Rechteinhaber
bzw. deren Vertreter und der Nut-
zer) im Sinne einer Alternativlösung
festgelegt werden. Ferner muss fest-
gelegt werden, dass sich die Höhe
der Geräteabgabe nach dem Um-
fang der mit diesen Geräten getätig-
ten Nutzungen und dem für die Nut-
zer erzielten Ertrag bzw. eingespar-
ten Aufwand berechnet.

■ Ein generelles Verbot der digitalen Vervielfältigung würde
das Einscannen von Dokumenten zu Dokumentations-
zwecken verunmöglichen und ist daher nicht akzeptabel.

■ Zum Schutze der Persönlichkeitsrechte ausübender Künst-
ler genügt der Rahmen von Art. 28 ZGB. Entsprechend
kann bei der Umsetzung der WIPO-Abkommen auf spezi-
fische Regelungen im Urheberrecht verzichtet werden.

■ Bei der Umsetzung der WIPO-Abkommen in das EU-
Recht darf die angestrebte Vereinheitlichung der kollekti-
ven Verwertungssysteme und der Ausnahmen von Abgabe-
pflichten weder zu einer übermässigen Belastung von Un-
ternehmen noch zu einer Aushöhlung von Urheberrechten
führen. Der Austausch von Unterlagen innerhalb einer
Unternehmensgruppe darf auch nicht der Weitersendung
von Werken an Drittpersonen gleichgestellt und den ent-
sprechenden Einschränkungen unterstellt werden.

Rechtsfragen
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Konsumkreditgesetz

Verschärfung

Die eidgenössischen Räte haben das Konsumkreditgesetz
weitgehend bereinigt. Es bringt gegenüber dem geltenden
Recht in zahlreichen Punkten eine massive Verschärfung:

Im Gegensatz zu allen
geltenden Vorschriften werden aus-
ser Darlehen auch Leasingverträge,
Kredit- und Kundenkarten mit
Kreditoption zusätzlich zu den Vor-
schriften zum Vertragsinhalt neu
auch einer detaillierten und forma-
listischen Prüfungspflicht, einer Wi-
derrufsfrist, rigorosen Nichtigkeits-
sanktionen sowie einer Verzugsre-
gelung unterworfen, die die Durch-
setzung der Gläubigerinteressen
erschwert.

Der Geltungsbereich für
Darlehen wird über alle bestehenden Vorschriften hinaus auf
Kredite mit Beträgen bis 80'000 Franken erweitert.

Die Verletzung der aufwändigen, formalistischen
Kreditprüfungspflicht wird mit rigorosen Normen sanktio-
niert, die auch einen Totalverlust des Kapitals vorsehen.

An die Stelle kantonaler Laufzeit- und Kreditbe-
grenzungen (36 Monate, drei Monatsgehälter) tritt eine Kre-
ditbegrenzung auf der Basis eines erweiterten Existenzmini-
mums sowie einer fiktiven Amortisationsdauer von ebenfalls
36 Monaten. Aufgrund der extensiven Definition des Exis-
tenzminimums werden speziell in den unteren und mittleren
Einkommensbereichen die Kreditbeträge drastisch redu-
ziert.

Darlehen, Leasing, Kredit- bzw. Kundenkarten
werden einer zentralen Meldepflicht unterworfen. Deshalb
sowie aufgrund der Vorschriften zur Prüfungspflicht wird der
Abschluss von Leasing-, Kredit- und Kundenkartenverträgen
im Vergleich zum geltenden Recht erschwert, teilweise sogar
verunmöglicht.

Das im Abzahlungsrecht verankerte Widerrufs-
recht wird mit einem faktischen Auszahlungsverbot drastisch
verschärft.

Die Verzugsregelung mit verzögerter Fälligkeitser-
klärung beschneidet die Gläubigerrechte nicht nur der Kre-
ditgeber, sondern auch der Leasinggeber, womit auch deren
Eigentumsrechte erheblich beschränkt werden.

Die Bewilligungspflicht für Kreditgeber und Kre-
ditvermittler wird auf das ganze Gebiet der Schweiz ausge-
dehnt.

Position
■ Für economiesuisse ist entscheidend, dass das Gesetz als

Missbrauchsgesetzgebung ausgestaltet bleibt. Den entspre-
chenden konstruktiven Anträgen der Expertengruppe der
Wirtschaft ist in den Räten weitgehend Rechnung getragen
worden. Die aus streng ordnungspolitischer Sicht proble-
matischen Auflagen (z.B. Fixierung eines – immerhin flexi-

bel ausgestalteten – Höchstzinssat-
zes) und die im Vergleich zu ande-
ren europäischen Ländern weiter
gehende Einschränkung der Hand-
lungsfähigkeit mündiger Bürger
sind als politischer Kompromiss
der Preis für die Beseitigung kanto-
naler Sonderregeln und damit die
Schaffung eines Binnenmarktes in
der Schweiz in diesem Geschäfts-
bereich.

Die Verletzung der 
aufwändigen, formalistischen

Kreditprüfungspflicht wird mit
rigorosen Normen sanktioniert,

die auch einen Totalverlust 
des Kapitals vorsehen.
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Prozessrecht

Neue Konvention
Mit einer neuen Konvention – der Haager Konvention über
Gerichtsbarkeit und die Wirkung von Urteilen in Zivil- und
Handelssachen – soll die weltweite Vollstreckbarkeit von Ge-
richtsurteilen in Zivil- und Handelssachen gewährleistet wer-
den. Im europäischen Rahmen wird dies durch das so genann-
te Brüsseler (was die EU-Staaten anbetrifft) bzw. das Lugano-
Abkommen (schlägt die Brücke zu den anderen europäischen
Staaten, insbesondere zur Schweiz) geregelt. Diese beiden
Abkommen befinden sich ebenfalls in Überarbeitung. Noch
sind allerdings wichtige Differenzen
namentlich zwischen Europa und
den USA offen und es ist unklar, ob
sie an den für 2001 geplanten zwei
diplomatischen Konferenzen gelöst
werden können.

Keine blinde Übernahme 
ausländischer Rechtssysteme
Die Sicherstellung der weltweiten
Vollstreckbarkeit von Gerichtsur-
teilen ist für die Wirtschaft aller Länder von eminenter Be-
deutung. Dies gilt namentlich auch für die exportorientierte
Schweizer Wirtschaft und erhält im Rahmen des elektroni-
schen Handels und der Globalisierung eine noch grössere Be-
deutung. Andererseits dürfen die positiven Effekte einer in-
ternationalen Konvention in diesem Bereiche nicht durch
blinde Übernahme von Regelungen ausländischer Rechts-
systeme entwertet werden, welche wesentliche Prinzipien wie
etwa die Verhältnismässigkeit nicht gewährleisten. So führen
bekanntlich gerichtliche Streitigkeiten in den USA aufgrund
der dortigen speziellen Verhältnisse (Geschworenengerichte,
Sammelklagen, System der «Punitive Damages») oft zu völlig
exzessiven Entschädigungen. Beklagte Unternehmen sehen
sich oft gezwungen, in Vergleiche einzuwilligen, selbst wenn
die Klage sachlich unbegründet ist.

Positionen

■ Mit der Konvention soll sowohl die Vollstreckung wie auch
die erste Zuständigkeit geregelt werden.

■ Die generelle Zuständigkeitsregel soll dem «forum rei»
(Ort des engsten Zusammenhangs mit dem Streitfall) fol-
gen und nur minimale Ausnahmen erlauben. Es dürfen
nicht – wie in den USA oft praktiziert – bereits geringste
Teilhandlungen genügen, um bereits eine Zuständigkeit zu
begründen.

■ Von besonderer Tragweite sind die Zuständigkeitsfragen
im elektronischen Geschäftsverkehr. Hier kann die gene-
relle Anwendung des Käufergerichtsstands zu unab-

schätzbaren Konsequenzen gerade
für KMU führen. Sie könnten sich
plötzlich aufgrund einer Präsenz
im Internet mit Klagen an völlig
fremden Orten konfrontiert se-
hen, da sie nicht immer das Domi-
zil ihrer Abnehmer und damit
mögliche Klageorte kennen. Ent-
sprechend kann eine solche Aus-
dehnung der Klagemöglichkeiten
von Konsumenten nur dann in
Frage kommen, wenn ein Verkäu-

fer sein Angebot im betreffenden Land gemacht oder aus-
drücklich auf Kunden aus diesem Land ausgerichtet hat.

Die Sicherstellung der 
weltweiten Vollstreckbarkeit

von Gerichtsurteilen ist 
für die Wirtschaft aller Länder

von eminenter Bedeutung.
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Haftpflichtrecht

Totalrevision
Mit einer Totalrevision des Haft-
pflichtrechts will der Bundesrat
dieses heute sehr zersplitterte
Rechtsgebiet vereinheitlichen und
modernisieren. Dazu publiziert er
einen Expertenentwurf der Profes-
soren Pierre Wessner und Pierre Widmer. Vorgeschlagen wird
die Schaffung eines neuen allgemeinen Teils zum Haftpflicht-
recht im Obligationenrecht. Wenn sich der Entwurf inhaltlich
auch an die Grundregeln des heutigen Rechts anlehnt, führen
Berücksichtigung von politischen Vorstössen oder Postulate
von Vertretern der Wissenschaft zu substanziellen Änderun-
gen. Dazu zählen namentlich:
■ Ersatz von Umweltschäden
■ Generalklausel der Gefährdungshaftung für so genannt

«gefährliche Tätigkeiten»
■ Haftung für Hilfspersonen bzw. Einführung der Organisa-

tionshaftung
■ Direkte Ansprüche von Geschädigten gegenüber Versiche-

rungen
■ Verlängerung der Verjährungsfrist
■ Verschiedene Beweislasterleichterungen

Regelung der Haftpflicht ist wichtig
Für die gesamte Wirtschaft ist die Regelung der Haftpflicht
von weittragender wirtschaftlicher und politischer Bedeutung
und betrifft alle Unternehmen – nicht nur als potenzielle
Schädiger, sondern auch als mögliche Geschädigte. Entspre-
chend wichtig ist die Einbettung des Haftpflichtrechtes in das
gesamte Rechtssystem, insbesondere das Schuldrecht und die
Beachtung der im Schweizer Recht verankerten Grundsätze.
Dazu gehören das Prinzip des «casum sentit dominus», wo-
nach ein Geschädigter seinen Schaden prinzipiell selbst zu
tragen hat – ausser es besteht eine besondere Rechtsgrundla-
ge für die Beanspruchung eines Dritten. Das Haftpflichtrecht
konkretisiert nicht nur diese Anspruchsgrundlage, sondern
muss auch gleichzeitig die Haftpflicht begrenzen, um die
Schadenskosten nach gerechten, ökonomisch vertretbaren
und für die Rechtsunterworfenen voraussehbaren Kriterien
zu verteilen. Nur dann kann das Haftpflichtrecht auch seine
lenkende und im Sinne der Motivation zur Schadensvermei-
dung bzw. -minderung präventive Funktion erfüllen. Verfehlt
und volkswirtschaftlich schädlich wäre es, das Haftpflicht-
recht nach amerikanischem Vorbild für den Zweck des Sozial-
schutzes zu instrumentalisieren.

Haftpflichtrecht muss einheitlich 
und einfacher werden
Aus Sicht der Wirtschaft muss die heutige Vorlage kritisch
und skeptisch beurteilt werden. Die angestrebte Vereinheitli-
chung und Vereinfachung des Haftpflichtrechts wäre aus
Wirtschaftssicht durchaus wünschbar und begrüssenswert. Sie
wird aber mit der Vorlage nicht erreicht. Unterschiedliche

Verjährungsfristen etwa bleiben –
angesichts unterschiedlicher Inte-
ressen in verschiedenen Bereichen
verständlich – bestehen, und auch
zahlreiche Bestimmungen in Spe-
zialgesetzen bleiben sogar vollstän-
dig erhalten (selbst das Produkte-
haftpflichtgesetz ist nicht nachvoll-
ziehbar). Weitere kritische Berei-
che sind die generelle Einführung

der Gefährdungshaftung (statt wie bisher beschränkt auf ein-
zelne Spezialgesetze) sowie starre Einschränkungen der Mög-
lichkeit von Haftungsbegrenzungen oder Kosten- bzw.
Beweislastregelungen im Prozess.

Positionen

■ Das Ziel einer Vereinheitlichung und Vereinfachung des
Haftpflichtrechtes ist unterstützenswert. Es wird aber mit
der Vorlage nicht erreicht. Auf eine Revision ohne klare
Vorteile gegenüber der heutigen Rechtslage ist zu verzich-
ten. Die Gesamtbeurteilung muss auf einem fundierten
Rechtsvergleich und einer eingehenden ökonomischen
Analyse der Konsequenzen basieren.

■ Auf eine generelle Verbesserung der Stellung des Geschä-
digten ohne wirtschaftliche Gesamtbeurteilung ist zu ver-
zichten. Das Haftpflichtrecht darf nicht für den Zweck des
Sozialschutzes instrumentalisiert werden.

■ Haftpflichtansprüche müssen für die potenziell Haftenden
berechenbar – und damit auch versicherbar – bleiben.
Dazu sind insbesondere klare einschränkende Kriterien
für die Schadensberechnung notwendig. Diese fehlen ins-
besondere bei der vorgeschlagenen Einführung des reinen
Vermögensschadens.

■ Die prozessualen Lasten betreffend Beweisführung und
Kostentragung dürfen nicht einseitig zu Lasten unterneh-
merischer Tätigkeit ausgestaltet werden.

■ Problematisch und in der heutigen Beurteilung nicht ak-
zeptabel sind die Ausdehnung der ausservertraglichen
Haftung auf vertragswidriges Verhalten, die Individualisie-
rung des reinen Umweltschadens mit der Möglichkeit von
Ersatzschadensansprüchen auch für Umweltschutzorgani-
sationen, die Ausdehnung der Gefährdungshaftung mit ei-
ner Fokussierung auf die Unternehmenshaftung und die
generelle Verlängerung der Verjährungsfrist.

Das Haftpflichtrecht 
darf nicht für den Zweck des 

Sozialschutzes 
instrumentalisiert werden.

Rechtsfragen



66
T E I L 2

Armee XXI

Auswirkungen auf die Wirtschaft
Wie in den meisten ausländischen Staaten, so ist auch in der
Schweiz seit Beendigung des Kalten Krieges die Sicherheits-
politik einem dauernden Wandel unterworfen.

Nachdem sich gezeigt hatte, dass der erste Reform-
schritt mit der Armee 95 verschiedene gravierende Mängel
aufwies, wird nun der nächste Schritt, die Armee XXI, vorbe-
reitet. Der Bundesrat geht dabei etappenweise vor. So verab-
schiedete er am 7. Juni 1999 den Bericht an die Bundesver-
sammlung über die Sicherheitspolitik der Schweiz (SIPOL B
2000). Dieser bildete die Grundlage für die politischen Leitli-
nien des Bundesrates zum Armeeleitbild XXI vom 31. Mai
2000 unter dem Begriff «Sicherheit durch Kooperation – mit
Armee XXI». Konkretisiert wird die künftige Struktur der
Armee durch das Armeeleitbild XXI, das vom Bundesrat
Ende Dezember 2000 gutgeheissen wurde und zu dem sich die
interessierten Kreise im ersten Semester 2001 werden äussern
können.

Die künftige Struktur unserer Armee wird auch er-
hebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft hinsichtlich der
Dienstzeiten wie auch des Einsatzes von Milizkadern haben.
Der Vorstand von economiesuisse hat sich deshalb intensiv
mit der Ausgestaltung der Armee XXI befasst und seine 
Haltung zuerst in einem Grundsatzpapier, später in elf Thesen
festgehalten.

Ein wichtiger Schritt für die künftige Sicherheits-
politik war die klare Ablehnung der so genannten Umvertei-
lungsinitiative durch Volk und Stände am 26. November
2000. Diese Initiative verlangte eine Halbierung der Aufwen-
dungen für die Armee und die Verwendung von einem Drit-
tel der eingesparten Beträge für die internationale Friedens-
politik.

Positionen
■ Aus Sicht von economiesuisse ist es vor allem wichtig, dass

die Armee XXI in den sicherheitspolitischen Gesamtrah-
men eingebunden wird, auch hinsichtlich der inneren 
Sicherheit. Es ist deshalb zu bedauern, dass die vom Eidg.
Justiz- und Polizeidepartement eingesetzte Arbeitsgruppe
USIS (Überprüfung System Innere Sicherheit der
Schweiz) ihren Schlussbericht erst gegen Ende 2002 vorle-
gen wird. Da dieser Bericht auch wichtige Aussagen über
die Aufträge an die Armee im Bereich Innere Sicherheit
machen wird, ist es nach Auffassung von economiesuisse
verfehlt, die Armee XXI ohne Kenntnis dieser Aufgaben
umzusetzen. economiesuisse verlangt deshalb eine bessere
Abstimmung zwischen dem Problemkreis Innere Sicher-
heit und der Armee XXI, nötigenfalls unter Inkaufnahme
einer gewissen Verzögerung in der Realisierung von Ar-
mee XXI.

■ Ein zentrales Anliegen von economiesuisse ist der Erhalt
des Milizcharakters unserer Armee, und zwar auch in lei-
tenden Funktionen. Ohne die Möglichkeit, auch höhere
Chargen in der Armee zu bekleiden, ist der Anreiz für eine
militärische Karriere deutlich vermindert, wodurch der Ar-
mee die unteren Kader fehlen würden. economiesuisse
setzt sich auch für eine bessere Abstimmung der zivilen
und der militärischen Ausbildung ein, damit beide Seiten
aus den Synergien Nutzen ziehen können.

Staats- und Sicherheitsfragen
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